
STOP 



Early Journal Content on JSTOR, Free to Anyone in the World 

This article is one of nearly 500,000 scholarly works digitized and made freely available to everyone in 
the world by JSTOR. 

Known as the Early Journal Content, this set of works include research articles, news, letters, and other 
writings published in more than 200 of the oldest leading academic Journals. The works date from the 
mid-seventeenth to the early twentieth centuries. 

We encourage people to read and share the Early Journal Content openly and to teil others that this 
resource exists. People may post this content online or redistribute in any way for non-commercial 
purposes. 

Read more about Early Journal Content at http://about.jstor.org/participate-jstor/individuals/early- 
journal-content . 



JSTOR is a digital library of academic Journals, books, and primary source objects. JSTOR helps people 
discover, use, and build upon a wide ränge of content through a powerful research and teaching 
platform, and preserves this content for future generations. JSTOR is part of ITHAKA, a not-for-profit 
Organization that also includes Ithaka S+R and Portico. For more Information about JSTOR, please 
contact support@jstor.org. 



Die Literatur des schweizerischen Staatsrechtes. 



Von R. HohL 



Die Schweizer gefallen sich in dem Satze: ihr Land sei 
der republikanische Mikrokosmus Europa's gegenüber von dessen 
monarchischem Makrokosmus, und es bestehe somit ihre Aufgabe 
darin, dem letzteren ein Gegenbild seiner Zustände und Bestre- 
bungen vorzuhalten. 

Diese Auffassung der theoretischen staatlichen Bedeutung 
der Schweiz ist in doppelter Beziehung nicht ganz richtig. Eine 
genaue Kenntniss und Erwägung der schweizerischen Staatsein- 
richtungen dient nur sehr theilweise als Gegenbild für uns Andere; 
dagegen klärt sie noch über weit Mehreres auf, denn über die 
Verschiedenheit der Volksherrschaft und der Fürstenherrschaft. 

Als Gegenbild kann die schweizerische Demokratie der 
europäischen Monarchie nur für deren kleinste und zerrbildartige 
Ausläufer dienen, eben weil sie ein Mikrokosmus ist. Kein An- 
fänger in der Politik kann der Einsicht fremd seyn, dass die 
Einrichtungen kleiner Staaten noch keineswegs auch in grossen 
möglich sind, und dass die Folgen einer und derselben staatlichen 
Gestaltung anders in einem Reiche von dreissig Millionen Ein- 
wohnern und Tausenden von Geviertmeilen ausfallen, als in einem 
Ländchen, welches aus Einem Thale und einer Handvoll Hirten 
besteht. Von Appenzell Innerrhoden lässt sich etwa eine Anwen- 
dung für Hessen-Homburg oder Waldeck machen, aber nicht von 
Uri für Russland, und selbst nicht von Bern für Preussen oder 
auch nur für Baiern. Was grösser ist als Nassau oder Braun- 
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schweig 1 findet eigentlich kein Gegenbild in der Schweiz; zur 
Benrtheilung der Tauglichkeit und Lebensfähigkeit dieser kleinsten 
deutschen Vaterländer bedarf aber Niemand unter uns mehr eines 
fremden Anhaltspunctes. 

Damit soll aber nicht entfernt die grosse Bedeutung geläugnet 
werden, welche eine genaue Kenntniss des schweizerischen 
öffentlichen Rechtes für eine richtige allgemeine Auffassung des 
Staatslebens hat Diese Bedeutung liegt nur anderswo, als in 
einer Vergleichung der schweizerischen Demokratieen mit den 
europäischen Monarchieen. Jenes Studium gibt nämlich vor Allem 
höchst bedeutende Beiträge zur Einsicht in das Wesen der Volks- 
herrschaft an sich (ohne weitere Beziehungen zu anderen Staats- 
formen), und zwar sowohl der unmittelbaren, reinen Demokratie, 
als der durch Stellvertreter ausgeübten. Zwei und zwanzig demokra- 
tische Staaten verschiedener Art und Grösse sind immerhin schon 
ein reicher Stoff der Beobachtung; und die daraus gewonnenen Er- 
gebnisse sind von um so grösserem Werth für uns, als die 
Schweiz nach Gesittung, Bevölkerungsdichtigkeit und Volkswirt- 
schaft ein europäisches Land der Itzzeit ist, somit die Zustände 
nicht erst mit Mühe, Gelehrsamkeit und Gefahr vielfacher Fehl- 
griffe unserem Verständnisse nahe gebracht werden müssen. 
Auch ist es für eine solche Beobachtung ein grosser Vortheil, 
dass die schweizerischen Demokratieen seit langen Jahren in so 
häufiger und tiefgehender Bewegung begriffen sind, dabei aber 
ihre Natur vielfachst und unverhüllt zeigen. — Zweitens ist kaum 
ein günstigerer Fall denkbar zu einer richtigen Beurtheilung 
der Aristokratie. Gerade die bedeutendsten Staaten der Schweiz 
waren, zum Theile bis vor Kurzem, Aristokratieen, und sind itzt 
in Folge des Gleichheitsdranges unserer Zeit in Demokratieen 
verwandelt. Hier ist denn nun eine tiefe Einsicht in das Leben 
eines von bevorzugten Geschlechtern geleiteten Staatswesens ge- 
wonnen. Die Vergleichung der itzigen Zustände mit den früheren 
ist ja unvermeidlich; und da beide Staatsformen auf denselben 
materiellen und geistigen Grundlagen ruhen, so ist eine Schluss- 
ziehung sicher und belehrend. — Endlich drittens giebt die Ge- 
schichte der Bundesverhältnisse der Schweiz einen wichtigen 
Beitrag zu der Lösung der schwürigen Aufgabe, die Nothwen- 



440 Die Literatur 

digkeit eines grossen und starken Vereines vieler kleiner Staaten 
in Einklang zu bringen mit deren Unabhängigkeitsliebe und Son- 
derbündelei. Die Schweiz hat einen langen practischen Curs in 
der Lehre vom Staatenbund und Bundesstaat durchgemacht, und 
mag Solchen, welche noch in der Lehre stehen, manchen warnen- 
den und aufmunternden Wink geben. 

Diese staatsrechtlichen und politischen Fragen sind sowohl 
für den Theoretiker als für den im Leben stehenden Staatsmann 
von hoher Bedeutung, und können nur auffordern zu einer gründ- 
licheren Durchforschung des schweizerischen Staatsrechtes, als 
es durch blosses vorübergehendes Beachten der Tagesbegeben- 
heiten geschehen mag. Namentlich der Deutsche muss sich dazu 
aufgefordert finden, theils weil für ihn die Ergebnisse des schwei- 
zerischen staatlichen Lebens bei der wesentlichen Gleichartigkeit 
der beiderseitigen Bestandteile von unmittelbarem Verständnisse 
sind, theils weil die Gründung eines gemeinsamen, über den 
einzelnen geschichtlich gesonderten Staaten stehenden Verbandes 
auch seine, leider noch lange nicht gelöste Aufgabe ist. 

Sehr erwünscht ist daher, dass, während früher grosser 
Mangel an brauchbaren Hülfsmitteln war, gerade itzt eine auffallend 
grosse Thätigkeit in die wissenschaftliche Bearbeitung des öffent- 
lichen Rechtes der Schweiz gekommen ist, und wir an der Hand 
erprobter Führer die Wanderung durch die bisher fast urwald- 
liche Entwicklungs- Geschichte des Ganzen und der einzelnen 
Bestandteile so wie die Durchforschung des itzigen Zustandes 
aller dieser Alplhäler und Vorländer bequem und sicher unter- 
nehmen können. Wenn auch ohne Zweifel der deutschen Wissen- 
schaft das Verdienst gebührt, Anstoss, Methode und Bedürfniss 
zu solchen Arbeiten gegeben zu haben : so sind doch die Männer, 
welche sich an die gründliche Erforschung dieser kleinen und 
zunächst nur für einen engen Kreis bedeutsamen Verhältnisse ge- 
wagt und sie mit grosser Gelehrsamkeit und freiem Blicke durch- 
geführt haben, nicht geringeren Ruhmes werth. Eben das ist ja 
das Löbliche, man möchte sagen das Rührende, an solchen Be- 
mühungen, dass die Mühe und der Lebensaufwand nicht durch 
eine entsprechende Tragweite der Wirkung belohnt, der Forscher 
nicht durch die Grösse des Gegenstandes selbst gehoben wird, 
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Die Erscheinung aber, dass die neuen Arbeiten aber das 
schweizerische Staatsrecht zum bedeutenden Theile, nach Zahl 
und Werth, rechtsgeschichtlicher Art sind, ist leicht er- 
klärbar. Die Schweiz kann nur geschichtlich begriffen werden; 
und wenn auch allerdings die itzige Entwicklung der Demokratie 
daselbst eine mehr grundsätzliche und systematische, als natur- 
geschichtliche ist : so bleibt doch auch Uzt noch sehr Vieles Übrig, 
was nicht nach der Elle der Doctrin gemessen werden darf, 
nicht blos logisch verstanden wird. Von jeher war daher in 
der Schweiz das Bedürfniss geschichtlicher Forschung, und es 
sind bekanntlich wenige Länder von weit grösserem Umfange, 
welche so treffliche Erzählungen ihrer Erlebnisse besitzen. Ein- 
zelne und Gesellschaften wetteiferten in der Beibringung und 
Sichtung des Stoffes und in der Aufklärung einzelner dunkler 
Fragen. Von der deutschen tieferen Auffassung des gesammten 
germanischen Rechts- und Staatslebens aber haben itzt eben die 
Schweizer gelernt, auch ihre gesammten gesellschaftlichen Zu- 
stände in der Wurzel zu erfassen, sie in ihrer Eigentümlichkeit 
darzustellen und durch alle inneren und äusseren Veränderungen 
zu begleiten bis in die Gegenwart. Eichhorn 's Beispiel ist 
nicht verloren gegangen. Nachdem Bluntschli zuerst an sei- 
nem engeren Vaterlande Zürich (später an der gesammten Eid- 
genossenschaft) , gezeigt hat, was ein richtiger Standpunct, ju- 
ristische Durchbildung und genaues geschichtliches Wissen zu 
leisten im Stande sind, sind seinem Vorgange Andere gefolgt, 
die gebahnte Strasse mit vielleicht noch grösserer Sicherheit und 
mit reicherem Stoffe durchschreitend. Allerdings enthalten diese 
Werke manches für den Staatsgelehrten wie für den practischen 
Staatsmann nicht unmittelbar bestimmte, da das gesammte Rechts- 
leben als ein Ganzes aufgefasst wird, und somit auch Abschnitte 
kommen, welche die politische Einrichtungen nicht berühren, wie 
namentlich die Geschichte des bürgerlichen und des peinlichen 
Rechtes und des gerichtlichen Verfahrens. Allein nicht nur 
schadet üeberfluss weniger als Dürftigkeit; sondern es wird doch 
auch überhaupt durch eine allgemeine Bekanntschaft mit den 
Rechtsverhältnissen der Einzelnen und der Art ihrer Geltend- 
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machung die Einsicht in die ganze Lebensauffassung und Gesittigung 
eines Zeitabschnittes oder einer Bevölkerung gefördert. 

Unter diesen Umständen aber will es mir fast eine Pflicht 
der Wissenschaft bedünken, die — meines Wissens wenigstens 
— bis itzt versäumte Umschau zu halten in den Ergebnissen des 
schweizerischen Staatslebens und in der darauf sich beziehenden 
Literatur. Namentlich für uns Deutsche sind denn doch gar manche 
und bedeutende Berührungs- und Beziehungs-Puncte. Und wenn 
auch natürlich an dieser Stelle von einer Erschöpfung des Ge- 
genstandes keine Rede seyn kann, d. h. von einer vollständigen 
Feststellung und Eintragung aller aus den schweizerischen Er- 
lebnissen, Gesetzen und Zuständen für Staatsrecht und Staatskunst 
abzuleitenden Sätze: so mag doch theils eine Uebersicht über 
diesen Zweig unserer staatlichen Literatur gewonnen, theils über 
den einen oder andern hauptsächlichsten Punct eine Erörterung 
angestellt werden. Wenn es nicht gelingt, Theilnahme zu ge- 
winnen und Belehrung zu vermitteln, so trägt wenigstens nicht 
der Stoff, sondern der Unternehmer die Schuld und den Tadel. 



Beginnen wir mit der Bücherschau; und zwar so, dass 
auch das Aeltere oder das neuerer Zeit über Aelteres Erschienene 
nicht versäumt wird. 

Der gesammte BUchervorrath über schweizerisches Staats- 
recht ist auch itzt noch keineswegs sehr gross; dennoch ist es 
nicht ganz leicht, ihn in eine richtige Uebersicht zu bringen, da 
der gegenständliche Umfang und die Behandlung der einzelnen 
Arbeiten sehr verschieden sind. Als das Angemessenste will 
mir denn aber erscheinen, das Bundesrecht der Eidgenossenschaft 
von dem Staatsrechte der einzelnen Kantone getrennt zu halten, 
bei dem ersteren die Schriften je nach den von ihnen behandelten 
verschiedenen Bundesverfassungen zusammenzustellen, im Kantons- 
staatsrechte aber das nach Zeit oder Raum Umfassendere voran- 
gehen zu lassen. Wo ein Werk sich mit beiden Seiten des 
schweizerischen Staatslebens beschäftigt, ist es natürlich doppelt 
zu nennen. Dagegen würde Trennung der geschichtlichen von 
den dogmatischen Werken nur nutzlos zersplittern und zu Wie- 
derholungen führen. 
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I. Das eidgenössische Bundesrecht. 
Wenige staatliche Zustände der Welt sind einer theore- 
tischen Begründung und systematischen Entwicklung so ferne 
gewesen, als die alte schweizerische Eidgenossenschaft. Ent- 
standen aus unmittelbarem practischem Bedürfnisse in verwirr- 
tester Zeit und aus zufälligsten Bestandtheilen ist dieselbe in 
gleich untheoretischer Weise vorgeschritten, und hat Uberdiess 
durch gemeinsame Unterthanenlande, zugewandte Orte und con- 
fessionelle Sonderbiinde die wunderlichsten, fast fratzenhaften 
Anhängsel bekommen. Man sollte nun glauben, dass für die 
Begreifung und Handhabung so verschiedener, und so wenig aus 
allgemeinen Grundsätzen aufgebauter Gestaltungen sich sehr frühe 
das Bedürfniss tüchtiger literarischer Arbeiten fühlbar gemacht 
habe, welche dem Staatsmanne den Stoff geordnet zur Hand 
gelegt, die Streitpuncte bezeichnet und entschieden hätten, für 
den Bürger aber eine Belehrung über seine eigene Stellung ge- 
wesen wären. Und es fehlte auch in der That weder an Solchen, 
welche auf das Bedürfniss aufmerksam machten (wie z. B. Wald- 
kirch), noch war Mangel an Männern für solche Unterneh- 
mungen, da die Schweiz zu allen Zeiten durch die Freiheit und 
durch die Notwendigkeit der Behandlung schwuriger Aufgaben 
und Verhältnisse treffliche Staatsmänner erzeugte '). Dennoch 
war — mag nun die Ursache seyn, welche sie wolle, — Jahr- 
hunderte lang die veröffentlichte Literatur des eidgenössischen 
Bundesrechtes sehr dürftig und ungenügend. Erst in der jüngsten 
Zeit ist eine grössere Thäligkeit in der Bearbeitung des früheren 
und des geltenden Rechtes erwacht und manches Versäumte 
nachgeholt worden. Eine unmittelbare practische Bedeutung hat 
freilich diese itzige Darlegung des Rechtes älterer Zustände nicht 
mehr; wohl aber dient sie zum besseren Verständnisse der Ge- 
genwart für die Schweiz selbst', wie für die fremden Theore- 
tiker oder Gesetzgeber, und als Beitrag zu einem wichtigen und 



1) In Ha 11 er 's Bibl. der Schw. Geschichte, Bd. VT, S. 206 ist eine 
ganze Reihe von handschriftlichen Arbeiten über das öffentliche Recht der 
Schweiz angeführt, welche mehr oder weniger vollendet in Archiven und 
Büchersammlungen lagen, aber nie das Tageslicht sahen. 
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schwürigen Abschnitte der Staatswissenschaft Sie darf daher 
auch hier keineswegs übergangen werden. 

1) Da* Recht der alten Eidgenossenschaft. 

Während des fünfhundertjährigen Bestandes des ursprüng- 
lichen Schweizerbundes wurden kaum vier oder fünf Schriften 
veröffentlicht, welche das öffentliche Recht dieses Bundes zum 
Gegenstande hatten ; und auch diese liesen selbst sehr bescheidene 
Wünsche unbefriedigt. Es waren diess die Arbeiten von Si mm - 
ler '), Iselin 1 ), von Balthasar 3 ) und Meister 4 ). Von 
diesen mag immerhin Simmler, namentlich in seiner Erläuterung 
durch Leu, bedeutende Verdienste um die Geschichte und Be- 
schreibung der Schweiz und ihrer einzelnen Länder haben ; allein 
was er von dem Bundesrechte beibringt, ist in der That kaum 
das Aeusserlichste. Von einer tieferen Auffassung oder auch 
nur einer gewöhnlichen juristischen Bearbeitung ist gar keine 
Rede. I s e 1 i n 's Dissertation war eine gute Anfänger- Arbeit, aber 
sie ist im Anfange des Anfanges stecken geblieben. Baltha- 
sar 's Fragmente gaben, obgleich von staatsmännischerem Geiste 
belebt, keinen Zusammenhang und keine Uebersicht. Meister 
endlich hatte seine Hauptaufmerksamkeit dem Kantonal-Staatsrechte 
zugewendet. Die eidgenössischen Einrichtungen finden nur in 
einem kleinen Theile des Buches (S. 384—448) Berücksichtigung; 
und auch hier war mehr eine sehr äusserliche und manches 
Unrichtige enthaltende Geschichte, als eine dogmatische Dar- 



1) J. Simmler (Professor der Theologie) schrieb 1576: De repnb- 
lica Helvetiorum libri duo. Das erste, weit umfassendere, Buch enthält eine 
Geschichte, das zweite eine Schilderung der Staatseinrichtungen der Schweiz 
und der zugewandten Orte. Das Buch ist sehr häufig neu herausgegeben 
und in andere Sprachen übersetzt- worden (s. Hall er, Bibl., Bd. IV, 
S. 205 fg.), bemerkenswert!! namentlich ist die Fortsetzung und Erweiterung 
des Werkes: von dem Regiment der Löbl. Eidgenossenschaft, mit Anmer- 
kungen von H. J. Leu. Zürich, 1722 und 1735, 4. 

2) J. Iselin, Tentamen juris publici Helvetici. Diss. inaug. Bas., 1751, 4. 

3) Balthasar, Gedanken und Fragmente Ober einzelne Theile des 
eidgenössischen Rechtes. Luzern, 1783, 8. 

4) L.Meister, Abriss des eidgenössischen Staatsrechtes überhaupt nebst 
dem besonderen Staatsrechte jedes Kantons und Ortes. St. Gallen, 1786, 8. 
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Stellung, das Ganze nicht einmal eigene Arbeit, sondern ein 
Auszug aus einigen Artikeln Tscharner's in der Yverdoner 
Encyklopädie. In keiner dieser Schriften war von einem tiefen 
und wissenschaftlichen Eingehen in streitige Fragen oder einer 
scharfen rechtlichen Auffassung »gend eines Verhältnisses die 
Rede, und nur sparsam halfen in einzelnen Fragen mehr oder 
weniger gelungene Monographieen nach '). Es mussten sich 
somit die angehenden Staatsmänner der Eidgenossenschaft durch 
eigene Forschungen in der Geschichte und in Urkunden, so wie 
durch Erlernung der Uebung den richtigen Standpunct selbst zu 
verschaffen suchen. Und auch diess war ihnen durch den da- 
maligen Zustand der Geschichtschreibung und durch den Mangel 
an geordneten Urkundensammlungen nicht wenig erschwert. Aus- 
länder gar mögen sich in der Regel mit den Schilderungen in 
statistischen und geographischen Werken 2 ) begnügt haben. 

Erst als das ganze Yerhältniss lediglich der Geschichte ver- 
fallen war, hatte die vorgeschrittenere Wissenschaft das Bedürf- 
niss, auch das alte Recht der Eidgenossenschaft geschichtlich zu 
begreifen und systematisch darzulegen. Nachdem zuerst Henke 
in der Einleitung zu seinem Rechte des Bundes den Weg dazu 
eröffnet hatte (wovon weiter unten das Nähere} 3 ) , haben itzt 
Stettier und Bluntschli Arbeiten geliefert, welche nichts 
zu wünschen übrig lassen und von den alten Eidgenossen hätten 
mit höchstem Danke begrüsst werden müssen. Dass sie unter 
sich verschieden sind nach Anlage und Zweck, ist nur ein Vor- 
theil weiter. 



1) Zu nennen ist namentlich: J. J. Moser, Vertheidigung der 1647 
geretteten völligen Souveränetät der Eidgenossenschaft. Tob. 1731, 4. Ro- 
selet, Versuch einer Abhandlung von den schw. Schutz- und Schirmbünd- 
nissen. Bern, 1757, 4. Jan's Staatsrechtliches Yerhältniss der Schweiz zum 
deutschen Reiche erschien erst 1801. 

2) Hierher gehören namentlich: J. F. Fäsi, Staats- und Erdbeschrei- 
bung der helvetischen Eidgenossenschaft. Zürich, 176 5 /9, I— IV; Normann, 
Geographisch-statistische Darstellung des Schweizerlandes. Hambg., 1795 fg. 
I-IV. 

3) Die in Lord Brougham's Political philosophy, Bd. 2 und 3, gege- 
bene Skizzen der Schweitzer Bundes - und Kantonal - Staatsrechte sind allzu 
unbedeutend, um weitere Beachtung zu verdienen, 
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Stettier l ) stellte sich zur Aufgabe, in klarer Übersicht- 
licher Darstellung, und gleich weit entfernt von oberflächlicher 
Leichtfertigkeit und von unnützem gelehrtem Ballaste, das Bun- 
desrecht der alten Eidgenossenschaft zu entwickeln, so wie sich 
dasselbe schliesslich festgestellt hatte. Seiner, ganz richtigen, 
Ansicht gemäss ist ein Vcrständniss auch der späteren Einrich- 
tungen nur auf Grund der Kenntniss der früheren Zustände 
möglich. Dabei lieferte er aber eine wesentlich dogmatische, 
und keine rechtsgeschichtliche Arbeit, obgleich sich von selbst 
versteht, dass die zur richtigen Auffassung nöthigen geschicht- 
lichen Anknüpfungen nicht versäumt sind. In einzelnen Abschnitten 
ist das Wesen der Eidgenossenschaft nach Zweck, Form, Ver- 
hältniss zu den einzelnen Kantonen und zum Auslande erörtert, 
sind die Bestimmungen über die gemeinschaftlichen Herrschaften, 
über die Kriegsverfassung, über das eidgenössische Recht und 
über das Kirchenwesen dargelegt. Das Ganze ist von- massi- 
gem Umfange (kaum 100 Seiten); Ueberflüssiges findet sich 
nirgends. Es möchte schwer seyn, die gesteckte Aufgabe besser 
auszuführen. Die Auffassung des Wesens der Eidgenossenschaft 
ist lediglich auf Thatsache und Geschichte gestützt, das Bild mit 
reinlichster Klarheit gezeichnet; von einer Verzerrung durch 
falsche Doctrin oder Analogie keine Spur; das Urtheil ernst und 
des Vaterlandsfreundes würdig, weder getrübt durch Heilig- 
sprechung des Alten noch durch wohlfeilen Spott. Der ganze 
Zustand, so reich an wunderlichen, positiven Gestaltungen, so 
schwach wegen kleinlicher Eifersucht und verkehrten Unabhängig- 
keitssinnes, so schwer zu begreifen wegen Mangels an allge- 
meinen Grundsätzen, wird durch die Darstellung des Verfassers 
klar vor unser Auge gerückt Ich möchte seine Leistung ver- 
gleichen mit jenen Abbildungen schweizerischer Gegenden in 
erhabener Arbeit, welche dem Beschauer bequem und über- 
sichtlich einen Begriff von der krausesten Verschlingung der 
Theler und Gebürge gewähren. Dass in einer Schrift dieser Art 
keine kritischen Excurse gemacht, alle Streitfragen nicht allseitig 



1) F. Stettier, das BundesstaaUrecht der Sehweiser'schen Eidgenossen- 
schaft vor dem Jahr 1798. Bern und St. Gallen, 1844, 8. 
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erörtert, sondern nur als bestanden angeführt werden, bedarf 
nicht erst der Erwähnung. Einen Nutzen für das Leben hätten 
solche Untersuchungen ohnediess nicht. 

Viel umfassender ist die Arbeit Bluntschli's '), sowohl 
nach äusserem Umfange des Stoffes, als nach der innern Be- 
handlung. Wir verdanken nämlich dem gelehrten Züricher eine 
rechtsgeschichtliche Darstellung des gesammten schweizerischen 
Bundesrechtes von dessen ersten Anfängen im J. 1291 bis zu 
der im J. 1840 vollzogenen neuesten Umgestaltung. Ausgerüstet 
mit gründlichster Kenntniss des gesammten deutschen Rechtslebens 
und des schweizerischen insbesondere unterzog sich der Verf. 
der Arbeit, die staatliche Natur der verschiedenen Verfassungen 
seines Gesammtvaterlandes, begriffen aus ihren Entwicklungen 
darzulegen. Es war ihm darum zu thun, die neueren Forschungen 
im deutschen Rechte nutzbar zu machen zum wahren Verständ- 
nisse der schweizerischen Zustände und Gesetze, und mit ge- 
mässigter politischer Gesinnung und durchgebildetem Rechtssinn 
eine richtige und billige Beurtheilung von Ursachen und Folgen 
zu vermitteln, damit aber beizutragen zu einem besonnenen Be- 
tragen in der Gegenwart und nächsten Zukunft Bezeichnend 
sagt er in seiner Zueignung an die Landammänner und Räthe 
der Urkantone : „Die Erbschaft (der Väter) dürfen wir, die Enkel, 
weder den Legisten Preis geben, welchen nichts heilig ist als 
der todte Buchstaben des Gesetzes, noch den wilden Jungen zur 
Beute werden lassen, welche den Irrlichtern nachjagen und in 
die Sümpfe fallen". — Der grössere Theil des Werkes befasst 
sich mit der alten Eidgenossenschaft. Es zerfällt nämlich dasselbe 
in zwölf Bücher, deren sieben erste die Geschichte und die 
systematische Darstellung des Bundes bis zum J. 1798 begreifen. 
Das achte Buch schildert die helvetische Republik; das neunte 
die Mediationsperiode; das zehnte die Bundesverfassung von 1815; 
die beiden letzten erörtern die Verfassung von 1848 sammt den 
übrigen Fragen der Gegenwart. — Ueberall, namentlich aber in 

1) Bluntschli, Geschichte des schweizerischen Bundesrechtes von den 
ersten ewigen Bünden bis auf die Gegenwart. Bd. I. Geschichtliche Dar- 
stellung. Zürich, 1849 (in Heften erschienen seit 1846). Ein zweiter Band 
soll die Urkunden liefern. 
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der Darstellung der alten Eidgenossenschaft, ist mit der allge- 
meinen Geschichtserzählung- eine abgesonderte Behandlung der 
wichtigsten einzelnen Beziehungen geschickt verbunden, damit 
aber Uebersicht und Zusammenfassung gewonnen. So ist im 
Buch IV. die Geschichte und das rechtliche Verhältniss der zu- 
gewandten Orte und der gemeinen Herrschaften gegeben; im 
Buch V. das Verhältniss der alten Eidgenossenschaft zum Aus- 
lande, namentlich zu Kaiser und Reich, zu Oesterreich und zu 
Frankreich; im Buch VI. die Erzählung der confessionellen Ver- 
hältnisse seit der Reformation. Im Buch VII. aber wird aus- 
führlich die alte Bundesverfassung entwickelt. — Es gibt wohl 
wenige Bücher, welche in gleichem Maasse durchsichtige Klarheit 
der Auffassung und Darstellung mit gründlicher Kenntniss des 
Gegenstandes verbinden. Mit richtigstem Tacte ist das Wich- 
tige hervorgehoben, das Unbedeutende und durch Masse Ver- 
wirrende bei Seite geschoben, das Zweifelhafte kurz und scharf 
entschieden oder als unlösbar bezeichnet. Die ältesten Zustände 
sind von Fabeln und Missverständnissen befreit, die verwickelten 
Verhältnisse deutlich und übersichtlich aus einander gesetzt, der 
staatliche Geist jeder Zeit in seiner Eigenthümlichkeit aufgefasst. 
Die beigebrachten Beweise weisen ohne nutzlos prunkende Ge- 
lehrsamkeit nur auf die entscheidenden Urkunden oder Forschungen 
hin; der Verf. ist sich ja bewusst, dass er Herr des Stoffes ist, 
und dass auch Andere ihm diess zugeben. Besonders ancr- 
kennenswerth ist es, dass der Verf. sich nicht durch seine Kenntniss 
der privatrechtlichen Seite des schweizerischen Lebens zu Aus- 
läufen in dieses Gebiet verleiten liess, sondern fest nur das 
Bundesrecht im Auge behielt. Zn überschlagen gibt es hier gar 
nichts; selbst die Untersuchungen . über die ursprünglichen Zu- 
stände der Waldstädte vor ihrem ersten Bündnisse mit einander, 
sind — wenn auch für. das Bundesrecht zunächst nicht von 
grosser Bedeutung — allgemein menschlich so anziehend, dass 
man sich ihnen gerne hingibt, um eine endliche begründete An- 
sicht in diesen berühmten Streitfragen zu gewinnen. Klar und 
scharf schürzt sich vor unseren Augen das einheitslose und doch 
so lange Geflechte der Bündnisse der XIII alten Orte und was 
daran hieng. Meisterhaft sind die besonders hervorgehobenen 
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Darstellungen einzelner Verhältnisse, und man bekommt leicht 
einen rechtlich und politisch sehr genügenden Einblick in die 
wunderlichen und krausen Gestaltungen des alten schweizerischen 
Staatsrechtes. Billig wird geurtheilt über die Mediationszeit, mit 
männlicher Freimüthigkeit über die jüngsten Begebenheiten. Kurz, 
Bluntschli's Geschichte des Bundesrechtes ist eine wahre Be- 
reicherung der staatswissenschaftlichen Literatur, ganz abgesehen 
von dem practischen Nutzen- für die Schweizer selbst. Mit Stau- 
nen, ich möchte sagen mit Grauen, steht man vor dem psycho- 
logischen Räthsel, dass derselbe Kopf, welcher das reichste Wissen 
auf solche musterhafte Weise zu ordnen, die dunkelsten und 
schwurigsten Rechtsfragen so lichtvoll zu handhaben, ein grosses 
Ganzes mit so verständiger Sicherheit zu beherrschen weiss, dass 
derselbe die „Psychologischen Studien über Staat und Kirche" 
dachte, und zwar zu gleicher Zeit ! 

Ich will mir nicht anmaassen darüber zu entscheiden, ob 
sei es der gelehrte Alterthumsforscher , sei es der im Leben 
stehende Geschäftsmann, in der Schweiz noch ein unbefriedigtes 
Bedürfniss hinsichtlich des alten Bundes nach den beiden zuletzt 
angeführten Schriften hat. Allein das getraue ich mir zu be- 
haupten, dass der fremde Staatsgelehrte und Staatsmann vollstän- 
dig durch dieselben für seine Bedürfnisse zufrieden gestellt ist. 
Er bedarf nichts weiter, um mit klarem Blicke den Schweizer 
Bund einzureihen in die grosse Gallerie der staatlichen Erschei- 
nungen, und er hat itzt den nöthigen Stoff vollständig geordnet, 
um die Warnungen und Beispiele für sich abnehmen zu können, 
welche diese „confusio divinitus conservata" in reichem Maasse 
liefert. 

3) Das Recht der helvetischen Republik und der Mediationsaete. 

Eigene Darstellungen des schweizerischen Staatsrechtes in 
der Zeit der einen und untheilbaren helvetischen Republik und 
unter der Herrschaft der., napoleonischen Mediationsaete gibt es 
nicht. Es waren Zeiten des Handelns und Leidens, -nicht aber 
der Erwägung und der sammelnden Gelehrsamkeit. Keiner konnte 
im damaligen Zustande Europa's Lust tragen, das Recht der 
während der Arbeit sich beständig verändernden staatlichen Ne- 
belbilder zu untersuchen; in der Schweiz fast noch weniger, als 
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anderwärts. Zu einer nachträglichen genaueren Darstellung 
ist aber kein practisches BedUrfniss; und wir mögen es daher 
als einen günstigen Zufall und als eine leidliche Zufriedenstellung 
betrachten, dass sowohl Bluntschli in dem obengenannten Werke, 
als auch Stettier in einer sogleich weiter zu besprechenden 
Schrift (s. unten, Note 14) den vorübergehenden Gestaltungen 
von 1798 — 1815 eigene Abschnitte gewidmet haben. Da in 
dieser Zeit nach allgemeinen Grundsätzen, gleichgültig itzt ob 
passenden oder verwerflichen, gehandelt wurde, so ist auch in 
der That das Verständniss der beiden Bundesverfassungen ein 
weit leichteres und schon aus den Urkunden selbst zu schöpfen ')• 
Die völlige Umkehrung des ganzen alten Zustandes, deren po- 
sitiver Ausdruck diese beiden Bundesverfassungen sind, war und 
ist allerdings von der grossesten und bleibendsten Wichtigkeit 
für die Schweiz: allein es ist mehr die Geschichte der Be- 
gebenheiten lehrreich, als das wenig entwickelte Recht. Jene 
aber ist, wie bekannt, reichlich bearbeitet, zuletzt namentlich von 
Tillier, Hottinger und Monnard, so wie in den Lebens- 
beschreibungen von Laharpe, Reinhard und Usteri. 

Wir mögen daher alsbald übergehen zu den Schriften, welche 

8) Das Recht der Eidgenoiienichaft nach dem Bunde -von 1815 

behandeln. Es sind deren vier; zwei blose Sammelwerke, zwei 
dagegen wissenschaftliche Bearbeitungen. 

Vorerst ist zu nennen die Quellensammlung P. Usterfs 2 ). 
Schon im Jahr 1816 scheint dieser verdiente Züricher Staats- 
mann eine Sammlung der die Umgestaltung des Gesammtvater- 
landes betreffenden Urkunden veranstaltet zu haben, (sie ist mir 
nicht zu Gesicht gekommen.) AUmählig kamen aber weitere 
Actenstücke dazu; und da die Tagsatzung zwar eine amtliche 
Sammlung der das öffentliche Recht der Eidgenossenschaft be- 
treffenden Urkunden veranstaltet (Officielle Sammlung der das 
schw. Staatsrecht betreffenden Actenstücke. Zürich, 1820), auch 



1) S. diese bei Pölitz, Enrop. Verfassungen. 2. Aufl. Bd. III, S. 114 t 

2) (P. Usteri) Handbuch de« schweizerischen Staatsrechte». 2. venu. 
Ausg. Aaran, 1821, 8. 
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für eine französische Uebersetzung derselben, und für eine regel- 
mässige Fortführung in je zweijährigen Lieferungen gesorgt, 
allein dieselbe nicht in den Buchhandel hatte kommen lassen: so 
entschloss sich Usteri zu einer vermehrten und berichtigten Aus- 
gabe seiner Arbeit. Dieses Handbuch umfasst nun sowohl das 
Bundesrecht, als das der Kantone. Die hierher gehörige erste 
Hälfte gibt in drei Abtheilungen die auf den Bundesvertrag von 
1815 sich beziehenden Urkunden; die Beschlüsse der Eidgenossen- 
schaft und die Concordate unter den Ständen; endlich die Ver- 
träge mit dem Auslande. Eine kurze statistische und literarische 
Einleitung gibt dankenswerthe Notizen; und auszusetzen an dem 
Werke dürfte nur das seyn, dass es die wieder aufgehobene, 
aber doch noch oft nachzusehende, Verfassung derHelvetik und 
die Mediationsacte übergeht. 

Das viel gebrauchte Buch veraltete allmählig; es unternahm 
daher L. Snell die Herausgabe einer ähnlichen, aber vervoll- 
ständigten Sammlung '). Sie zerfällt in ähnliche Abtheilungen, 
wie die Usteri'sche, ausserdem liefert ein Anhang einige Parti- 
cularconcordate und eine, sehr dankenswerthe, Sammlung von 
Urkunden über kirchliche Verhältnisse. — Die ganze Einrichtung 
des Werkes ist lobenswerth. Nicht nur sind die Urkunden sehr 
vollständig gesammelt (freilich auch mit der so eben bei Usteri 
getadelten Auslassung); sondern sie sind auch zweckmässig nach 
Gegenständen geordnet und mit ausreichenden Registern ver- 
sehen. Ueberdiess hat der Herausgeber sehr zahlreiche Anmer- 
kungen beigefügt, welche die zum richtigen Verständnisse erfor- 
derlichen geschichtlichen, statistischen und literarischen Nachrichten 
enthalten. Es möchte schwer seyn, eine gegründete Ausstellung 
vorzubringen. Eine dogmatische Bearbeitung des Bundesrechtes 
liefert dagegen der Verfasser nicht, kurze Bemerkungen in der 
Einleitung über den allgemeinen Begriff vom Bundesstaat und 
Staatenbund abgerechnet. 

Einer theoretischen Behandlung dagegen haben sich (ausser 

1) L. Snell, Handbuch des schweizerischen Staatsrechtes. Bd. I, Bun- 
desstaaterecht. Zürich, 1839; Bd. II. Kantonalstaatsrecht, 1844. 8. Zum ersten 
Bande sind in J. 1844 Nachträge erschienen, »um »weiten Bande in Aus- 
sicht gestellt. 

ZtiUchr. für StasUw. 1660. 2i He«. 29 



452 Di « Literatur 

dem betreffenden Abschnitte in Bluntschli's bereits angeführten 
Werke) der ehemalige Berner Professor E. Henke ') und später 
F. Stettier 2 ) unterzogen. 

Henke's Schrift ist von keinem grossem Belange. Zum 
Handbuche für Vorlesungen bestimmt, gibt sie in einem vollen 
Drittheile ihres Umfanges einen, wahrlich zur Sache selbst wenig 
gehörigen, Abriss des philosophischen Staatsrechtes. Einen an- 
deren Abschnitt widmet sie einem allgemeinen Kantonalstaats- 
rechte; so dass für die dogmatische Darstellung des damals 
gültigen Bundesrechtes nur ein kleiner Raum übrig bleibt. Deut- 
lichkeit und Einfachheit mag diesem eigentlichen Kerne des Buches 
nicht abgesprochen werden; allein von einer scharfen Auffassung 
der einzelnen Rechtsinstitute oder von einer eindringlichen kri- 
tischen Erörterung der zweifelhaften Fragen ist keine Rede. 
Selbst dem Umfange nach ist das System lange nicht vollständig. 
So ist z. B. der auswärtigen Verhältnisse der Schweiz nur ganz 
äusserlich und oberflächlich, der kirchlichen Angelegenheiten gar 
keine Erwähnung gethan. Von entschiedener Verkehrtheit aber 
gar ist der vom Verf. gemachte Versuch eines allgemeinen 
Kantonalrechtes, in welchem die angeblich den sämmtlichen ein- 
zelnen Kantonen gemeinschaftlichen Sätze des Öffentlichen Rechts 
erörtert werden. Hiervon jedoch unten. 

Nur wieder mit grossem Lobe kann die Arbeit Stettler's 
erwähnt werden. Nach einer kurzen, aber das Wesentliche mit 
staatsmännischem und juristischem Sinne bestimmt hervorhebenden 
Darstellung der Zustände unter der helvetischen Republik und 
unter der Mediationsacte wird zuerst der Geschichte der Ent- 
stehung des Bundes von 1815 gegeben, dann in vollständiger 
dogmatischer Erörterung das Bundesrecht dargelegt.* Diese Aus- 
führung ist zwar sehr ferne von Breite und überflüssigen Ab- 
schweifungen; allein dennoch wird nicht blos das Aeusserliche 



1) E. Henke, Oeffentliches Recht der schweizerischen Eidgenossen» 
schalt and der Kantone der Schweiz. Nebst Grandzügen des allgemeinen 
Staatsrechts. Aaran, 1821, 8. 

2) F. Stettier, das Bandesstaatsrecht der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft, gemäss den Entwicklungen seit dem J. 1798 bis zur Gegenwart. Bern 
und St Gallen, 1847, 8. 
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und Formelle kahl hergezählt, sondern die rechtliche Eigenschaft 
der verschiedenen Bestimmungen scharf und mit practischem Sinne 
untersucht, die Reihefolge der sich daraus ergebenden Sätze be- 
stimmt, wo es passend und nöthig schien ein körniges Urtheil 
gefällt. Es reiht sich somit die Schrift würdig der Darstellung 
des alten Bundesrechtes an ; und es ist in der That zu beklagen, 
dass eine so brauchbare Arbeit kaum nach ihrem Erscheinen 
durch den Umsturz der Staatseinrichtung, welche sie behandelte, 
antiquirt wurde. 

4) Dm Recht der Verfassung vom 1. 1848. 

Die itzt gültige Bundesverfassung der Schweiz hat, bei der 
Zeitkürze seit ihrer Einfuhrung und bei der in dem kleinen 
Lande nothwendig nur beschränkten Zahl der einer solchen Auf- 
gabe gewachsenen Männer, eine eigene Darstellung noch gar 
nicht erhalten. Bis zum Erscheinen einer solchen muss denn, 
so weit der Text der Bundesacte selbst ') und, zu ihrer Geschichte 
und Auslegung, die Protocolle der zur Bearbeitung eines Ver- 
fassungs-Entwurfes niedergesetzten Commission 2 ) nicht ausreichen, 
zunächst noch die, glücklicherweise im kleinen Umfange treffliche, 
letzte Abtheilung der Geschichte von Bluntschli genügen. Hat 
diese Gestaltung Bestand, und reihen sich somit den blossen Ver- 
fassungs- Paragraphen allmählig organische Gesetze, aus dem 
Leben hervorgehende Zweifel und Forderungen, als Vorgang 
dienende Handlungen an : dann wird es auch wohl an dem Samm- 
ler, Ordner und Ausleger mit der Zeit nicht fehlen. Die Bahn 
zu solchen Arbeiten ist ja, wie die oben genannten Schriften 
beweisen, auch in der Schweiz reichlich gebrochen. 



1) Derselbe ist oft abgedruckt, namentlich auch in den verschiedenen 
Handausgaben von Grundgesetzen u. s. w., welche das J. 1848 hervorriet 
So z. B. in Rauch's Parlamentär. Taschenbache. ErL, 1848. 

2) Es wurde in der Commission ein deutsches und ein französisches 
Protocoll geführt. Vor mir Hegt das französische : Protocolle des deliberations 
de la commission chargee . . de la revision du Pacte Föderal de 1815. Re*d. 
par Sc hie ss.. s. I. et a. 4. Der künftige Ausleger der V.U. wird ohne 
Zweifel die Aufzeichnung sn dürftig finden und namentlich die Namen der 
Antragsteller ungeme vermissen. 

29* 
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II. Das Kantonal-Staatsrecht. 

War es schon für die Eidgenossenschaft schwer, zu einer 
eigenen staatsrechtlichen Literatur zu gelangen, — ein Nachtheil, 
welchen sie mit allen Staaten gleicher Grösse theilt, — so war 
und ist natürlich die Schwürigkeit noch weit grösser hinsichtlich 
des Kantonalstaatsrechtes. Nur in einigen der grössten Kantone 
kann auf einen so zahlreichen Leserkreis für ein ernstes und 
wissenschaftlich gehaltenes Werk über die Landesgesetzgebung 
gehofft werden, dass die Bearbeitung hinreichend lockend, der 
Druck möglich wäre. Und dennoch war die Bearbeitung des 
öffentlichen Rechtes aller Kantone ein offenbares BedUrfniss. 
Theils für die zur Theilnahme an den Staatsgeschäften berufenen, 
mehr oder weniger zahlreichen, Bürger selbst; theils, und viel- 
leicht noch mehr, für die Behörden und Angehörigen anderer 
Kantone, welche die Einrichtungen und Uebungen in den vielen 
fremden Staaten nicht aus der täglichen Erfahrung kannten und 
doch häufig in Angelegenheiten des bürgerlichen Lebens oder 
in öffentlichen Geschäften in die Lage kamen, sie verstehen und 
beurtheilen zu können. Es war daher ein natürlicher Gedanke 
allgemeine Werke anzulegen, welche von einer grösseren 
Anzahl von Kantonen, vielleicht von allen, das Notwendigste 
enthielten und somit für einen umfassenderen Kreis wenigstens 
das erste Bedürfniss befriedigten. Möglicherweise konnten sie 
auch nur einzelne Theile des öffentlichen Rechtes der Kantone 
behandeln, z. B. das Kirchenrecht derselben, die Finanzen u. s. w. 
In dem einen wie in dem andern Fall aber war eine doppelte 
Behandlung des Stoffes möglich. Entweder beschränkte man sich 
auf das blose Sammeln der wichtigsten Gesetzestexte, etwa ein- 
geleitet oder begleitet mit den nöthigsten geschichtlichen, sta- 
tistischen und literarischen Notizen, allein ohne irgend eine 
Bearbeitung des Stoffes selbst. Oder mochte der Versuch gemacht 
werden, durch Zusammenstellungen und Schlussfolgerungen das 
allen Gemeinschaftliche zu finden oder die Unterschiede aufzu- 
decken. Es verhielt sich der schweizerische Publicist zu seinem 
Stoffe ganz wie der deutsche, nur in engerem Kreise. Und auch 
darin war eine, nicht eben erfreuliche, Aehnlichkeit beider, dass 



des schweizerischen Staatsrechtes. 455 

die seit zwei Menschenaltern sich unaufhörlich drängenden Um- 
gestaltungen der Verfassungen das kaum fertige Werk zur Anti- 
quität werden Hessen. 

Es ist wohl passend, in Folgendem die allgemeineren 
Schriften über Kantonalstaatsrecht den Monographieen über nur 
einzelne Kantone vorangehen zu lassen, bei den ersten aber 
die Versuche einer Bearbeitung von den Sammelwerken 
zu trennen. In allen Abtheilungen wird möglichste Vollständig- 
keit angestrebt werden ; doch wird eine kurze Erwähnung bei 
unbedeutenden Schriften, namentlich auch über älteres Recht, ge- 
stattet seyn. Die Aufzählung der, in einzelnen Kantonen und über 
gewisse Ereignisse in Uberschwänglicher Menge erschienenen Flug- 
schriften, wird gerne erlassen werden. Dergleichen Erzeug- 
nisse des Augenblickes mögen etwa zur Kenntniss der Partheien, 
und somit etwa für die Geschichte , nimmermehr aber für das 
Recht, von Bedeutung seyn. Ebenso ist hier nicht der Ort, die 
sehr reichhaltige statistische Literatur über die Schweiz auf- 
zuführen, obgleich es Unrecht wäre zu läugnen, dass in mehreren 
Werken dieser Art auch die staatsrechtlichen Abschnitte mit 
grosser Sachkenntniss und Anschaulichkeit bearbeitet sind '). 
Möglich, dass mir einige tüchtige Abhandlungen in Zeitschriften 
entgangen sind; es stand mir keine vollständige Sammlung der- 
selben zu Gebot. 

1) Allgemeines Kantonal-Staaterecht 

und zwar: 

A. Bearbeitungen. 

Niemand weiss es besser zu beurtheilen, als der deutsche 
Publicist, wie leicht es möglich ist, bei der Ausarbeitung einer 
Uebersicht über das Staatsrecht mehrerer Staaten einen falschen 



1) Namentlich ist auf nachstehende zwei Sammlungen aufmerksam zu 
machen: Helvetischer Alinanach. Zürich, 12, von 1800— 1822. (über 
manche Zustände, namentlich aus der Zeit der Helvetik und der Mediation, 
die beste und oft die einzige Quelle) ; sodann das: Gemälde derSchweiz. 
St. Gallen und Zürich, seit 1834, (je in einem Bande die Schilderung Eines 
Kantons von einem Sachverständigen liefernd; zum Theil vortreffliche 
Arbeiten). 
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Weg einzuschlagen. Leidet er doch selbst unter einem vielfach 
begangenen Fehler dieser Art m seinem unmittelbarsten Beschäfti- 
gungszweige, nämlich unter dem ungeheuerlichen gemein-deutschen 
Staatsrechte. Wer nicht mit gesunder Logik, richtigem geschicht- 
lichem Sinne und practischer Richtung ausgestattet ist, der läuft 
Gefahr, bei einer solchen Zusammenstellung eine ganze Wissen- 
schaft zu erfinden, welche durch und durch Lüge ist, und durch 
unerlaubte Verallgemeinerung blos örtlich wahrer Sätze, Ueber- 
gehung wesentlicher Unterschiede, Anwendung unrichtiger Ana- 
logieen, Verkleidung rechtsphilosophischer Sätze in positive Vor- 
schriften, ein System von angeblich allgemein gültigen Normen 
zusammenzubringen, deren nicht eine einzige wissenschaftlich oder 
practisch wahr ist. Es ist daher in der That merkwürdig, dass 
nur Ein Versuch solch falscher Art mit dem öffentlichen Rechte 
der Kantone gemacht worden ist, und zwar, zur geringen Ehre 
für uns, von einem Deutschen. Für den richtigen wissenschaftlichen 
und practischen Sinn der Schweizer ist es aber ein rühmliches 
Zeugniss, dass sie, wo sie öffentliches Recht sämmtlicher Kantone 
bearbeiteten, bei der allein richtigen Methode geblieben sind, 
nur würklich Allgemeines als solches hervorzuheben , das Ver- 
schiedene aber materienweise zusammenzustellen und Jedes in 
seiner Eigenthümlichkeit zu lassen '). 

Im Uebrigen sind es allerdings nur wenige Schriften, welche 
unter diese Kategorie fallen. 

Der obenerwähnte verunglückte Versuch eines für alle Kan- 
tone gültigen Systems hat Henke gemacht im zweiten Buch seines 
bereits oben (S. 452} erwähnten eidgenössischen Staatsrechtes. 
Es ist kaum möglich, einen hinreichend scharfen Tadel über dieses 

1) Man wird nicht etwa S im ml er all Beispiel de* Gegentheiles an- 
fuhren wollen. Dieser ordnet allerdings in seinem Regiment der Eidgenossen- 
schaft die Kantone wunderlich genug in drei Abtheiiongen, je nachdem sie: 
keine Städte haben, die höchste Gewalt bei einer Landesgemeinde stehe und 
diese als Haupt einen Landamman wähle; oder die Städte ehemals unter 
einem Forsten gestanden haben und nun die gesammte Burgerschaft einen 
Schultheissen ernenne; oder endlich die Stadtgemeinden in Zünfte zerfallen, 
aus welchen die Regierung hervorgehe. Allein auch in einer und derselben 
Abtheilung wird immer scharf unterschieden , was in dem einen oder dem 
andern Kanton gelte, und nichts ungebürlich verallgemeinert. 
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Gemenge von oberflächlichen philosophischen Sätzen und anrich- 
tigen positiven Bestimmungen auszusprechen. Aus diesem Gerede 
einen Begriff von der Eigentümlichkeit der Einrichtungen irgend 
eines Schweizer Kantons oder gar aller zusammen zu bekommen, 
ist völlig unmöglich. Und wie kann man sich auch in der That 
den tollen Gedanken beigehen lassen, für Bern und Uri, und 
Neuenburg und Graubündten gemeinsam gültige Sätze in Ver- 
fassung und Verwaltung aufzustellen? Wer noch nicht überzeugt 
ist von der theoretischen Gedankenlosigkeit und der practischen 
Nichtigkeit eines solchen Hexenkrams, der mag sich hier gründlich 
belehren. Es ist somit auch völlig gleichgültig, dass dieses ver- 
meintliche allgemeine Recht nicht die itzigen, sondern die Kantonal- 
verfassungen von 1814 im Auge hat. 

An Schriften von verständiger Methode sind aber nach- 
stehende vorhanden. Werke, welche das öffentliche Recht aller 
einzelnen Bestandteile der Schweiz darzustellen versuchen, be- 
sitzen wir zwei, beide jedoch nur aus der Zeit der alten Eidge- 
nossenschaft, so dass es sich also von den XHI alten Kantonen 
und den zugewendeten Ländern handelt. Es sind diess die oben 
(Seite 444} bereits angeführten Schriften von Simmler und 
Meister. Schade, dass der materielle Inhalt der richtigen 
Methode nicht sehr entspricht Die Aufgabe war allerdings keine 
leichte. Die Einrichtungen der alten Kantone waren, wie die der Eid- 
genossenschaft selbst, geschichtlich entstanden und nicht nur höchst 
verschieden von Staat zu Staat, sondern auch in jedem einzelnen 
derselben ein buntes und schwerfälliges Aggregat. Von syste- 
matischen Verfassungsurkunden war keine Rede; oft waren die 
Uebungen nicht einmal aufgezeichnet; Vieles sehr unsicher und 
nur in allgemeinen Zügen bestimmt. Es bedurfte vieler eigener 
Anschauungen und Erkundungen, um sich zurecht zu finden. Dennoch 
konnte man ohne Unbilligkeit etwas Besseres verlangen, als in 
den beiden Schriften geleistet ist. — Simulier, und ebeso auch 
sein Fortsetzer und Erweiterer Leu, hält sich gar zu sehr 
blos an das Aeusserliche, z. B. an die Formen der Aemterbe- 
setzungen, an die Bestimmungen der Zuständigkeiten der einzelnen 
Behörden. Eine allgemeine wissenschaftliche Auffassung der Grund- 
gedanken, eine klare systematische Darstellung des ganzen Orga- 
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nismus, eine staatsmännische oder juristische Behandlung wichtiger 
Streitfragen scheint ihm nicht einmal vorgeschwebt zu haben. 
Dennoch wäre es ungerecht zu verkennen,, dass hier sehr viel 
zuverlässiger Stoff geliefert wird ; namentlich muss man das Ver- 
dienst Leu's anerkennen. Und wenn auch das Buch allein weder 
eine leichte noch eine geistige Einsicht in die Einrichtungen der 
verschiedenen Schweizer Gebiete giebt, so ist es* doch ein treues 
Werkzeug der Unterrichtung und noch itzt zum Nachschlagen un- 
entbehrlich. — Noch tiefer jeden Falles ist M e i s te r zu stellen. Er 
giebt weil weniger Stoff und nicht mehr Geist. Vor Allem ist die 
grosse Ungleichheit der Behandlung der einzelnen Kantone zu tadeln. 
Von einigen , namentlich den grössern , erfährt man so ziemlich 
die Einrichtungen; andere dagegen werden kurz und oberflächlich 
abgefertigt. Bei zweien oder dreien werden wichtige Urkunden 
mitgetheilt; bei den übrigen fehlen eben so bedeutende. Sodann 
ist die Darstellung kahl und trocken; nur die — übrigens nicht 
von Meister selbst, sondern von L. A. v. Wattenwyl her- 
rührende — Schilderung der Berner Verfassung ist etwas leben- 
diger und anschaulicher. Allein abgesehen von allem diesem ist, 
selbst in den besseren Abtheilungen, das Buch insofern unge- 
nügend, als es ebenfalls durchaus nur eine äusserliche Beschrei- 
bung der verschiedenen Behörden und ihrer Ernennungsweise 
giebt, und diess nochr in unklarer Reihenfolge. Da ist also auch 
weder von einer systematischen und übersichtlichen Zusammen- 
stellung der verschiedenen Regierungszweige, noch von einer 
wissenschaftlich scharfen Auffassung der rechtlichen oder poli- 
tischen Natur einer einzelnen Einrichtung oder des Ganzen, am 
wenigsten von einer Entwicklung von Folgesätzen die Rede. Wer 
nicht aus der Geschichte, oder aus statistischen Werken und 
Reisebeschreibungen jener Zeit eine lebendige Anschauung von 
den schweizerischen Zuständen mitbringt, dem wird schwerlich 
das Yerständnjss des staatlichen Lebens der alten Kantone aus 
diesem Buche aufgehen. 

Sei es, dass dieses Beispiel mittelmässigen Erfolges abge- 
schreckt hat, sei es, dass in späterer Zeit eine blosse Sammlung 
von Verfassungsurkunden (mit Unrecht) zu genügen schien: ein 
neuerer Versuch, die gesammten Staatseinrichtungen aller 
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Kantone darzustellen, ist nicht gemacht worden. Um so dank- 
barer müssen denn solche Schriften aufgenommen werden, welche 
sich die Schilderung wenigstens einzelner Seiten des Kantonal- 
Staatslebens vorsetzen. 

Solcher aber besitzen wir über drei verschiedene Gegenstände, 
nämlich über das katholische Staatskirchenrecht der Kan- 
tone , über deren Finanzwesen, endlich über das Wesen 
und die Folgen des allen ihren Verfassungen zu Grunde liegenden 
demokratischen Principes '). 

Wer irgend mit der Geschichte der Schweiz bekannt ist, 
weiss, welchen hervorstehenden Zug derselben die kirchlichen 
Angelegenheiten bilden, und diess bis in die jüngste Zeit 
herunter und in Beziehung auf beide Kirchen. Demgemäss ist 
denn auch in der That die das kirchliche Leben der Schweiz be- 
handelnde Literatur überreich. Nicht nur ist die Kirchengeschichte 
sehr vollständig behandelt, sondern auch einzelne Vorfälle haben 
eine zuweilen unübersehbare Masse von Schriften hervorgerufen 2 ). 
Es würde nun aber weit über die Grenzen des gegenwärtigen 
Versuches hinausgehen, wollten alle diese einzelnen Bücher 
aufgeführt werden; selbst wenn etwa auch nur die, welche einen 
Rechtspunct erörtern, berücksichtigt werden sollten. Und ich 



1) Ueber einen vierten Gegenstand ist es bei einem so kleinen Anfange 
geblieben, dass er hier nicht weiter in Betracht gezogen werden kann. Diess 
ist das schweizerische Medicinalwesen; das betreffende Buch aber: 
Meier- Ahrens, Geschichte des schweizerischen Medicinalwesens. Zürich, 
1838, Basel 1840; 2 Hefte 8. Der Verfasser beabsichtigte alle Kantone zu 
umfassen, was immerhin auch ein ansprechender Beitrag zu der Kenntniss der 
Staatseinrichtungen gewesen wäre; allein er fährte seinen Plan nur hinsicht- 
lich des Kantons Zürich aus, und selbst hier nur zu geringem Theile. 

2) So führt z. B. die treffliche, jedem Bande des- Archives für schwei- 
zerische Geschichte beigegebene Bibliographie über den Aargauer Kloster- 
handel 40, allein im Jahre 1841 erschienene Schriften an. Nicht weniger 
mag der Straussische Handel in Zürich veranlasst haben. Und über die 
abgeschmackte Verfolgung der Momiers in Waadt ist ebenfalls eine kleine 
Bibliothek erschienen. S. darüber Monatblätter zur A. Z., 1846, S. 100 f. 
Ebenso über die Einführung und Verbreitung der Jesuiten, über Hurte r's 
Verhältniss zur Schaffhauser Kirche. Und diess Alles nur aus den letzten 
zehn Jahren. 
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beschränke mich billig auf diejenigen Schriften von umfassenderem 
Inhalte und bleibendem Werthe. Sie beziehen sich aber sämmt- 
lieh auf das Verhältniss der Staatsgewalten zu der katholi- 
schen Kirche. 

Nichts ist erklärlicher. Theils war in der Schweiz von der 
Kirchenverbesserung an das Verhältniss der Katholiken zu den 
Reformirten von hoher Bedeutung, indem die Glaubensverschie- 
denheit die Eidgenossenschaft in zwei Lager spaltete, mehr als 
einmal in blutigen Bürgerkrieg verwickelte, zu grosser Unduld- 
samkeit in der Gesetzgebung der einzelnen Kantone führte, fremden 
Umtrieben Handhabe und Gegenstand gab. Theils aber war zu 
allen Zeiten das Verhältniss der schweizerischen Staatsgewalten zu 
der katholischen Kirche ein bemerkenswerthes. Einer Seits war 
von Anfang der Schweizer Geschichte an, und seit der Refor- 
mation wenigstens noch in den katholischen Kantonen, eine grosse 
Hingebung an Rom, ein wenig aufgeklärter aber fester Glauben 
an das Recht der Curie, weitgehende und oft selbst verderbliche 
Folgsamkeit gegen die Nuntien und gegen die Leitung der Mönchs- 
orden, vielfache politische Verbindung mit dem Pabste. Anderer 
Seits brach der natürliche Rechtssinn der einfachen Völker und 
Regierungen gar oft mitten durch die Folgesätze des Systems, 
welches man ihnen aufgelegt hatte, und wenn sie auch den ober- 
sten Kirchengewalten ihre Rechte nicht theoretisch bestritten, so 
hielten sie doch vielfach und handgreiflich Ordnung unter den 
Geistlichen, mit welchen sie es zunächst zu thun hatten. Aus 
diesen verschiedenartigen Bestandtheilen entstand dann ein wun- 
derliches Staatskirchenrecht, welches dadurch noch zufälliger 
wurde, dass der grössere Theil der katholischen Schweiz unter 
auswärtigen Bischöfen war, welche je nach ihrem Landeskirchen- 
rechte in verschiedenen Verhältnissen zum Römischen Stuhle 
standen. Im gegenwärtigen Jahrhunderte kamen nun aber zu 
allem diesem noch die neuen Stellungen protestantischer Kantone 
mit einzelnen katholischen Bestandtheilen und die der paritätischen 
Kantone; die Bemühungen der Curie, ein von deutschen Metro- 
politen abgetrenntes, unmittelbares schweizerisches Bisthum zu 
gründen; die vertragswidrige aber sehr erklärliche Authebung 
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der Klöster; Hurter's Uebertritt; der Sonderbundskrieg um die 
Jesuiten; die St. Gallischen Händel u. s. w. 

An innerer und äusserer Aufforderung, das katholische Staats- 
kirchenrecht der Schweiz zu bearbeiten, hat es daher nicht ge- 
fehlt. Und wenn auch das wirklich Geleistete vielleicht nicht 
alle Ansprüche befriedigt; wenn es namentlich an einem dogma- 
tischen Systeme des bestehenden positiven Kirchenrechts der ein- 
zelnen Kantone fehlt: so liegt doch mehr als ein tüchtiges Werk 
vor, welches Einsicht gewährt, warnt und aufmuntert. Mit der 
Leidenschaftlichkeit der Gesinnung und Sprache wird es auch der 
Unparteiische nicht so streng nehmen. Daran ist man ja in 
Sachen der Kirche gewöhnt. 

Die erste Arbeit über schweizerisches Staatskirchenrecht, 
welche durch den Druck verbreitet wurde, (viele liegen hand- 
schriftlich in Archiven), scheint ein von F. v. Balthasar schon 
um die Mitte des letzten Jahrhunderts bekannt gemachtes, seitdem 
mehrmals wieder aufgelegtes kleines Buch 1 ) zu seyn. Dasselbe 
wurde in Rom in den Index gesetzt; was nicht verwundert, wenn 
man sieht, wie dieser tüchtige und eifrige Mann die Rechte der 
weltlichen Regierungen gegen die Kirchengewalt und namentlich 
gegen die Eingriffe der Nuntien vertheidigt, die alte gute schwei- 
zerische Gewohnheiten als Regeln setzt. Es ist diese, nach Zeit 
der Erscheinung und Wohnort des Verfassers muthige Arbeit ein 
Beleg, wie viel richtiger die alte Schweizer Aristokratie die Ver- 
hältnisse zur Kirche einzusehen und zu handhaben wusste, als 
die im Jahr 1815 wieder theilweise eingetretene. Während jene 
Uebergriffen der Kirche Zähigkeit und Stolz entgegensetzte, suchte 
diese ihrer unsicherer gewordenen Gewalt durch Nachgeben gegen 
die Kirche eine Stütze zu verschaffen. — Vor letzterem suchte, 
als diese neue Richtung zu Tage kam, Ild. Fuchs durch eine 
geschichtliche Schilderung der früheren Kämpfe zu warnen 5 ). 

1) (F. v. Balthasar,) De Helvetiorum juribus circa sacra, d. L, kimer 
historischer Entwurf der Freiheiten und Gerichtsbarkeit der Eidgenossen in 
sog. geistlichen Dingen. Zarich, 1768, 8. Eine 2te verb. Aufl. Rappersw. 1833. 
Eine franz. Uebersetzung von Viend heisst: Les libertös de l'eglise Helve- 
tique. Laus., 1770, 8. 

2) (Ild. Fuchs,) Versuch einer pragmatischen Geschichte der Staats- 
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Ohne ausführliche Erörterungen oder leidenschaftliche Darstellungen 
bringt er in einer mit den Belegen versehenen Reihenfolge von 
Thatsachen die früheren Erlebnisse und Grundsätze vor Augen; 
zunächst was die Verhältnisse der Eidgenossen zu ihrem Clerus 
betrifft, dann die Stellung zu Rom und zur Nuntiatur. In einem 
zweiten Bändchen sollte die Losreissung der Schweiz von dem 
Bisthum Constanz erörtert werden; es ist dieses aber nicht er- 
schienen. Vielleicht, weil schon die Herausgabe des ersten Theiles 
dem ausgeforschten Verfasser eine strenge apostolische Rüge 
zuzog. — Während des Streites über die Errichtung eines un- 
mittelbar unter Rom stehenden Bisthumes für die von dem Bis- 
thume Constanz abzutrennenden und die mit dem Bisthum Basel 
überzutragenden schweizerischen Landestheile erschienen mehrere 
kleinere Schriften von einigen der Hauptvorkämpfer gegen das 
Papalsystem '). Practischer Erfolg wurde ihren Bemühungen be- 
kanntlich nicht zu Theil; auch die schriftstellerischen Versuche 
scheinen vom Strome der Zeit bereits verschlungen. Dagegen hat 
eine dieselben Verhältnisse ausführlicher besprechende Schrift 
L. Snell's theils schon an und für sich grosse Beachtung ge- 
funden, theils den Kern abgegeben zu einem umfassenden ge- 
schichtlichen Werke über die Verhältnisse der Eidgenossen zu 
der katholischen Kirche von den ältesten Zeiten bis zur Gegen- 
wart z ). Es wäre ungerecht, die Bedeutung dieser letztern Schrift 



rechtlichen Kirchenverhältnisse der Schweiz. Eidgenossen. Zürich. 1816. 
8. Bd. I. 

1) (L. Pfyffer,) Auch etwas über die Kirchengüter und Ober die 
Verhältnisse geistiger Personen und Sachen im Staate überhaupt und in der 
Schweiz. Eidgenossenschaft insbesondere. Zürich, 1828, 8. — (L. Sneli,) 
die Verhältnisse der katholischen Kirche zu den Schweiz. Regierungen. 
Zürich 1828, 8. — Fe er, über das Bisthum Basel. Aarau, 1828, 8. — Es 
ist mir nicht geglückt, eine dieser Schriften zu Gesicht zu bekommen. 

2) Der Titel der ursprünglichen Schrift von L. Snell ist: Documen- 
tirte pragmatische Erzählung der neuen kirchlichen Veränderungen in der 
kathol. Schweiz. Sursee, 1833, 8. — Die Umarbeitung und Erweiterung 
aber ist: L. Snell, 6. V. Glück und A. Henne, Pragmatische Erzählung 
der kirchlichen Ereignisse in der katholischen Schweiz von der helvet. Re- 
volution bis auf die Gegenwart. Mannheim 1850. Bd. I. bis zur helvet. Re- 
volution; Bd. II, 1, von der helvet. Revolution bis 1830; die noch fehlende 
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nicht auszusprechen. Ein Meisterwerk der Geschichtschreibung 
ist es freilich nicht. Dazu fehlt nicht nur, da es von Mehreren 
herrührt, die Gleichförmigkeit der Behandlung, sondern auch in 
dem ersten Theile die Sonderung der Begebnisse nach den ein- 
zelnen Kantonen, und die Ausscheidung ganz fremdartiger Gegen- 
stände, wie z. B. der italienischen Kriege, in dem zweiten Theile 
die objective Auflassung und würdige Ruhe. Allein es ist, na- 
mentlich der erste bis zum Untergänge der alten Eidgenossen- 
schaft gehende Band, mit grosser Sachkenntniss geschrieben, giebt 
eine gründliche Einsicht in das kirchliche Leben der katholischen 
Schweiz, und kann nicht anders, denn als ein wichtiger Beitrag 
sowohl zur allgemeinen Geschichte des Kirchenrechts, als insbe- 
sondere zur Kennthiss der öffentlichen Zustände der Schweiz 
erklärt werden. Der grosse Reichthum von einzelnen Zügen 
sowohl des Verhaltens der Geistlichen, als anderer Seits der 
weltlichen Obrigkeiten gegen sie, die Erzählung des Nuntiatur- 
Einflusses, die Erörterung des Verhältnisses der Schweiz zum 
Tridentinum, ist in der That höchst belehrend. Ueber die poli- 
tische und kirchenpolitische Richtung der Verfasser kann und 
wird Streit seyn; und sie würden wohl denEinfluss ihres Werkes 
noch bedeutend erhöht haben, wenn sie, namentlich im zweiten 
Theile, die Ansichten und Handlungen der päpstlichen Parthei 
objectiver aufgefasst hätten: allein, wie gesagt, in kirchenstaats- 
rechtlichen Schriften muss man etwas von der Gluth der Reli- 
gionskriege schon zu Gute halten. Auch irn literarischen Kampfe 
wird hier Pardon nicht gegeben noch genommen. — Diess ist 
denn auch der Grund, warum der feindliche Sinn und der scharfe 
Ton einer Seits in Glück's, im Uebrigen sehr tüchtiger Mono- 
graphie über die Geschichte der Nuntiatur in der Schweiz '}, 



Abth. 2 des 2ten Bandes wird die Geschichte der letzten 20 Jahre enthalten. 
Von der ursprünglichen Schrift ist in der neueren Bearbeitung nicht viel übrig; 
der ganze erste Band (604 S.) ist ganz neu ; die erste Abtheilung des zweiten 
Bandes ist wesentlich verändert, und die zweite wird ebenfalls ganz neu 
seyn. Bd. I. ist von Glück; Bd. II. 2 wird von Henne seyn; wer die 
Ueberarbeitung von Bd. II, 1. unternommen hat, ist nicht deutlich zu ersehen. 
1) (Glück,) Geschichte der Einführung der Nuntiatur in der Schweiz 
und ihre dargelegte Politik in authentischen Actenstücken. Baden, 1847, 8. 
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andererseits in Hurter's Geschichte der Befeindung der katho- 
lischen Geschichte in der Schweiz ') weniger getadelt werden 
wird, als bei einem anderen Gegenstande der Fall wäre. 

Von nicht geringer Bedeutung ist Hp t tinger's Schrift über 
das Finanzwesen ").' Sie zerfällt in drei Abtheilungen; in eine 
kurze Uebersicht der eidgenössischen .Finanzsysteme von der 
Helvetik bis zur neuen Bundesverfassung; in eine Darlegung 
der Budjets aller einzelnen Kantone, in -der Begel für das Jahr 
1846; endlich in einer Zusammenstellung der Ausgaben und Ein- 
nahmen der Kantone nach Gegenständen. Da kommen denn freilich 
sehr ursprüngliche Zustände zu Tage. Die Hauptausgaben sind 
das Strassenwesen , die Sicherheitspolizei (die Landjäger), der 
öffentliche Unterricht, in einigen Kantonen die Armenunterstützung; 
die Haupteinnahme das Salzregal, die Wirthschaftsabgaben, die 
Staatsgüter und Activkapitale. Directe Steuern sind manchen Kan- 
tonen ganz unbekannt; Grundsteuern weit seltener als Vermögens- 
steuern; das Zollwesen liegt im Argen. Die Ungleichheit der 
Steuerlast (freilich auch der Leistungsfähigkeit) unter den Kan- 
tonen ist bedeutend. Während in Basel 18 Schw. Fr., in Genf 
10 auf den Kopf der Bevölkerung fallen, zahlt man in den grössern 
Kantonen etwa 4 Fr., in den mittleren .2 — 3, in den kleinsten 
nur 1 Franken. An den Ausgaben fallen uns am meisten auf die 
Kleinheit der Besoldungsbeträge' und des Militäraufwandes. Mit 
einem jährlichen Aufwände von etwa 2 Mill. Schw. Franken aus 
der eidgenössischen und den Kantonalkassen und ungefähr gleich- 
viel aus der Tasche der Einzelnen stellt die Schweiz ein Bundesheer 
von 64,000 Mann und noch 40,000 Landwehr. Merkwürdig, 
ich möchte fast sagen rührend sind die Budjets der kleinen Kantone. 
So ist z. B. die Landesrechnung von Nidwaiden etwa 13,000 fl. rh., 
der Betrag der Kantonalausgaben von Uri etwa 25,000 fl. Da- 
gegen hat freilich Basel Stadt allein gegen 400,000 fl., Genf gar 
600,000 fl. zu bezahlen. Merkwürdig ist zuweilen der Umlagefuss, 



1) F. Harter, Die Befeindung der katholischen Kirche in der Schweiz 
aeit dem J. 1831. Schafft. L EL 184%, 8. 

2) J. H. Hottinger, der Staatshaushalt der schweizerischen Eidge- 
nossenschaft und ihrer einzelnen Republiken. Zarich, 1847. 
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z. B. in Zug nach der Zahl der von den Gemeinden geschickten 
Grossräthe. Staatsschulden sind wenige; doch hat z. ß. Uri noch 
itzt auf den Kopf der Bevölkerung 40 Fr. liegen von der Tür 
den Bau der Gotthart -Strasse aufgenommenen Summe. — Das 
Buch gibt reichen Stoff zur Erwägung. Ob und wie weit auch 
zur Beneidung ? Diess ist eine weitaussehende , verwickelte Frage. 
Ein sehr bedeutender Beitrag zur Lösung dieser Frage mag 
denn nun aber in dem Werke von Cherbuliez') gefunden 
werden. Es wird nicht nöthig seyn, diese Schrift hier ausfuhrlich 
zu schildern; weiss doch Jeder, welcher sich mit den grossen 
Fragen unserer Zeit beschäftigt, dass hier —zunächst dem ähn- 
lichen Werke Tocqueville's über die Volksherrschaft in Amerika — 
die beste Erörterung des Wesens und der Folgen der Demo- 
kratie zu finden ist. Der Verfasser hat sowohl untersucht, welche 
Verfassungsbestimmungen mit Nothwendigkeit aus dem Grundsatze 
der Volksherrschaft hervorgehen, als welchen Einfluss derselbe 
auf die wichtigsten Zweige des gesellschaftlichen Lebens und 
auf die Führung des Staates in den einzelnen Kantonen und in 
der Gesammteidgenossenschaft ausübt. Als solche wesentlich demo- 
kratische. Verfassungssätze sind aber benannt das Veto des Volkes 
bei den Gesetzen, regelmässig wiederkehrende Prüfungen der 
Verfassung; Recht der Empörung, Absonderung der Minderheiten 
zu eignen Staaten, Vertretung nach Kopfzahl, Befähigung Aller 
zu allen Stellen, endlich die höchste Unbeschränktheit der Persönlich- 
keit hinsichtlich der Kirche, der Presse, des Gewerbes und Eigenthums. 
Als berührt durch den Grundsatz der Volksherrschaft dagegen werden 
aufgeführt die Gerichte, die Grossräthe, die Bezirksstellen, die aus- 
übende Centralgewalt der Kantone, das Verhallen zu den Kirchen, 
namentlich zur katholischen, die Kraft, Würkung und Würde der 
Eidgenossenschaft; sodann die Sitten, die Partheien, der Volks- 
unterricht und die höhere Bildung. Der Verfasser , ein ent- 
schiedener Gegner der Volksherrschaft, sucht in all den ge- 
nannten Beziehungen die Nachtheile nachzuweisen, welche die 
einzelnen Kantone durch dieselbe erlitten haben und ferner noch 



1) A. E. Cherbuliez. De la democratie en SuLue. Gen. et Pari», 
1843, L II, 8. 
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erleiden werden. Mag immerhin die Münze auch ihre Kehr- 
seiten haben, so verdienen aber doch die mit eben so grossem 
Scharfsinn als mit Kenntniss der Thatsache gemachten Bemer- 
kungen die ernsteste Beachtung eines Jeden, welchem es um 
eine richtige Einsicht zunächst in das schweizerische Staatsleben, 
dann aber auch überhaupt um ein umfassendes Urtheil in der 
Weltfrage der Demokratie zu thun ist. Und wenn schon das 
Werk kein positives Staatsrecht im engern Sinne ist, so ist es 
doch ein unentbehrlicher Führer zu demselben. Selbst aber Der, 
welcher sich auf einen dem Verfasser feindlichen Standpunct 
stellt, muss dessen Geist und Muth Anerkennung zollen. 

B. Sammelwerke. 

Unstreitig von geringerem Schriftsteller -Verdienste als Be- 
arbeitungen des positiven Stoffes sind diejenigen Schriften, welche 
sich mit der Sammlung und Ordnung von Gesetzestexten be- 
gnügen; allein ein grosser Nutzen und bequemer Gebrauch ist 
ihnen nicht abzustreiten. An die Stelle der früheren gewordenen 
Verfassungen sind seit der Mediationszeit gemachte in den meisten 
Kantonen getreten, und für diese wurden nach dem Beispiele so 
vieler europäischer und überseeischer Staaten systematische das 
Ganze umfassende Urkunden entworfen. Selbst die Urkantone 
wurden theilweise genöthigt, ihre alten Satzungen und Uebungen 
in diese übersichtliche Form zu kleiden. So wurde es also mög- 
lich, eine Uebersicht über das gesammte Kantonalverfassungswerk 
durch blosse Aneinanderreihung von Urkunden und einige Erläu- 
terungen zu geben. Die grosse Veränderlichkeit in den staats- 
rechtlichen Zuständen der Schweiz ist freilich Schuld, dass selbst 
Sammlungen von blossen Grundgesetzen bald veralten. 

Solche Zusammenstellungen über das gesammte neuere 
Kantonalstaatsrecht haben nun aber Usteri und Snell 
in ihren bereits oben beim Bundesrechte (S. 450 und 451) ge- 
nannten Werken gegeben. Beide liefern die betreffenden Ver- 
fassungsurkunden wörtlich und ohne Bearbeitung, jedoch unter 
Anfügung erläuternder Notizen und sonstiger Mittheilungen; und 
sie ergänzen sich glücklicher Weise dadurch, dass Usteri die bei 
der Restauration im Jahr 1815 zu Stande gekommenen oder 
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wieder befestigten Urkunden liefert, Snell dagegen die neueren 
seit dem Jahre 1830 vielfältig beschlossnen, auch wohl wieder 
abgeänderten. In der Behandlung ist jedoch zwischen beiden 
Schriften ein wesentlicher Unterschied. 

Usteri giebt in der Regel nur die zur Zeit des Erschei- 
nens seiner Sammlung gültige Verfassungsurkunde jedes Kantons» 
oder, wo eine eigentliche Urkunde solcher Art nicht bestand, 
die im eidgenössischen Archive niedergelegte Erklärung des Kan- 
tons über die bestehenden Einrichtungen. Nur ausnahmsweise 
und mit willkürlicher Auswahl ist dann und wann ein wichtiges 
Gesetz beigefügt. Die über jeden Kanton gelieferten statistischen 
und literarischen Nachrichten sind auf das Unentbehrlichste be- 
schränkt; Geschichtliches ist gar nichts gegeben. Das Buch ist 
dankbar aufgenommen worden, Weil in jener Zeit gar nichts 
Aehnliches bestand, und als herrührend von dem allgemein ver- 
ehrten Manne; allein es befriedigt in der That nur sehr noth- 
dürftig die Forderungen der Einheimischen wie der Fremden. 

Weit mehr Stoff und Bearbeitung liefert Snell. Ausser den 
zur Zeit seiner Sammlung (1844} gültigen Verfassungs-Urkunden 
giebt er auch regelmässig die in der Mediationszeit entworfenen 
Dotationsurkunden, und ausserdem, theils in Noten theils in An- 
hängen, wichtige Gesetze oder Einzeln -Abänderungen. Namentlich 
aber sind die geschichtlichen Erläuterungen über die Entstehung 
der jüngsten Verfassungen oder über einzelne bedeutende Ereig- 
nisse sehr reichhaltig. Bei einzelnen Kantonen sind auch streitige 
Puncte des öffentlichen Rechts erörtert, besonders kirchenstaats- 
rechtliche Fragen. Von grosser Vollständigkeit endlich sind die 
literarischen Nachweisungen, welche zum Thefle eine vollständige 
Bibliographie aller über einen Kanton oder einen seiner Theile 
abgefassten (nicht bloss der gedruckten) Schriften ausmachen. 
Die Sammlung kann daher nicht anders, denn als eine sehr reich- 
haltige und belehrende bezeichnet werden; und es ist mit ihrer 
Hülfe ein ziemliches Verständniss des Kantonalstaatsrechts zu 
erlangen. Schade, dass bei der Darstellung und Beurtheilung 
von Ereignissen und Zuständen der entschiedenste Partheigeist 
die Feder führt. Eine solche Auffassung der Bedürfnisse, Ein- 
richtungen und Bestrebungen vom radicalen Standpunkte aus, ist 

Zeittehr. fttr StMtiw. 1850. 2> Heil. 30 
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zwar belehrend Über die Ursachen der Schweizer Geschichten, 
allein kann natürlich nur mit grosser Vorsicht benutzt werden 
bei Bildung einer objectiv richtigen Ansicht vom Stande der 
Dinge. Namentlich ist die kirchlich-politische Richtung des Ver- 
fassers so entschieden die illiberale und gewaltthätige des poli- 
zeilich unterdrückenden Radicalismus, dass sie selbst den völlig 
unbetheiligten Protestanten anwidern muss. Durch Verletzung des 
Glaubens- und Rechtsgefühles der Katholiken und eine aufge- 
drungene Aufklärerei kann nur tiefer Ingrimm erzeugt werden; 
und es muss bei der ersten passenden Gelegenheit ein Rück- 
schlag erfolgen, welcher dann wohl nicht bloss die kirchliche, 
sondern auch die staatliche Politik der Unterdrücker treffen wird. 
Es beruht freilich auf demselben Grundfehler, nämlich auf völliger 
Unkenntniss der wirklichen menschlichen Natur, dass so Viele, 
welche bürgerliche Freiheit in einem die Fähigkeiten und das 
Bedürfniss weit übersteigenden Maasse wollen , der kirchlichen 
Freiheit nicht die geringste innere Berechtigung einräumen. 

2) Schriften über das Staatsrecht einzelner Kantone. 

Einen stattlichen Uebergang von dem allgemeinen zum be- 
sonderen Kantonalstaatsrechte bildet die bis jetzt freilich nur in 
ihren Anfangen erschienene Staats- und Rechtsgeschichte s ä m m t - 
lieh er rein demokratischer Kantone '), also von Schwyz, 
Uri, Unterwaiden, Glarus, Zug und Appenzell. Ein 
abschliessendes Urtheil ist natürlich erst mit Beendigung des 
ganzen Werkes zu fällen ; allein schon itzt kann mit aller Zuver- 
sicht vorausgesetzt werden, dass wir hier etwas ganz vorzüg- 
liches zu erwarten haben. Der vorliegende erste .halbe Band 
beweist nicht nur die grosse Gelehrsamkeit und den unermüd- 
lichen Fleiss des Verfassers, welcher neben den gedruckten 
Quellen und Hülfsmitteln auch alle einschlägigen Archive durch- 
forscht hat; sondern auch die wissenschaftliche juristische Durch- 
bildung und die klare Auffassung desselben. Der Plan ist weit. 



1) J. J. Blumer, Staats- und Rechtsgeschichte der schweizerischen 
Demokratieen. Bd. I. Das Mittelalter. St. Gallen, 1848 f. 8. — bis itzt sind 
nur zwei Hefte des ersten Theiles, welcher das Mittelalter umfassen wird, 
erschienen. Das Ganze soll in zwei Bänden bestehen. 
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Es soll das gesammte Rechtsleben der rein demokratischen Kan- 
tone je in seinen verschiedenen Entwicklungs-Phasen geschildert 
werden. Wir dürfen uns daher eine erschöpfende Kenntniss 
dieser menschlich und staatswissenschaftlich so höchst interessan- 
ten Zustände versprechen. In dem bis itzt Gelieferten besitzen 
wir bereits die Darstellung der gesammten Zeit vor der Be- 
freiung der demokratischen Kantone von der österreichischen 
Herrschaft. Mit dankenswerter Selbstbeschränkung fasst sich 
dabei der Verf. im Privatrechte und in der Gerichtsordnung kur- 
zer, wo er mit den Forschungen Bluntschli's (in der Züricher 
Staats- und Rechtsgeschichte) übereinstimmt. Ausführlich dage- 
gen sind die geschichtlichen und staatsrechtlichen Verhältnisse 
entwickelt; und Niemand wird es dem Schweizer verdenken, 
wenn er sich tief in den, jüngster Zeit bekanntlich so lebendig 
geführten, Streit über die ursprünglichen Zustände der Wald- 
stätten und die geschichtlichen Ereignisse ihrer Freiwerdung 
einlässt. Es sind wohl in den kleinen Freistaaten, welchen der 
Verf. einen solchen Schatz vom Wissen und von juristischer Einsicht 
widmet, nur Wenige im Stande, den ganzen Werth der Arbeit 
zu fassen; allein desto zahlreichere Anerkennung wird diese in 
der übrigen Schweiz und in noch weiteren Kreisen finden. Das 
Werk ist namentlich ein unschätzbarer Beitrag zu einem künftigen 
allgemeinen positiven Staatsrechte. Eine solche gründlichst in 
das Wesen einer seltenen Staatsart eingehende Erzählung und 
Schilderung fördert unsere Gesammtauffassung von dem staatlichen 
Leben der Menschheit mehr, als fünfzig Schriften über längst 
bekannte und durchdachte Formen, z. B. über repräsentative 
Monarchieen oder Demokratieen. 

Wenden wir uns nun aber zu den einzelnen Kantonen 
und hier zunächst zu 

a) Bern, 

als dem früher und itzt noch mächtigsten Schweizer Staate, weiland 
dem Horte einer stolzen und staatsklugen Aristokratie, itzt dem 
Bannerträger der demokratischen Bemühungen: so finden wir 
uns zwar keineswegs von schriftstellerischen Versuchen der Er- 
örterung dieses Staatslebens ganz verlassen; allein nicht unbillig 

30* 
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wird das Urlheil gefunden werden wollen, dass das Berner Staats- 
recht nicht im Verhältnisse seiner Bedeutung ausgebildet ist. 

Von höchstem Interesse für jeden Staatsmann wäre eine 
tüchtige dogmatisch -kritische Darstellung des Rechts der alten 
Aristokratie. Jeder Beitrag zu der Beantwortung der Frage: 
welche Mittel es bedarf, und welche Folgen es hat, wenn die 
Aufgabe, den Besten im Staate die Regierung zu übergeben, 
durch Uebertragung an die Vornehmen gelöst werden will, 
ist von Bedeutung. Und Bern hat einen grossen Beitrag ge- 
liefert. Leider fehlt nun aber eine solche Arbeit. Ausser dem 
oben (ß. 457) bereits genannten, völlig ungenügenden, Abschnitte 
der Meister'schen Schrift bestehen nur einige Abhandlungen über 
die Verfassung des Waadtlandes , also nur eines Theils des Un- 
terthanengebietes '), und eine Reihe von Streitschriften- für und 
gegen die patricisclie Regierung, welche bei Gelegenheit der 
Lostrennung des Waadtlandes erschienen, natürlich mit grosser 
Vorsicht benützt werden müssen, und von welchen sich nur 
einige wenige überhaupt im Andenken erhalten haben 2 ). 

Etwas genügender sind die Nachweisungen über die staat- 
lichen Zustände während der gemilderten aristokratischen Ver- 
fassung von 1814—1830. Wir besitzen nämlich die äusserst 
reichhaltige Darstellung der durch die Umwälzung von 1830 
gestürzten Regierung über ihre gesammle Thätigkeit während 
der Dauer ihrer Herrschaft 3 ). Natürlich muss ein solcher 
Rechenschaftsbericht mit kritischein Auge geprüft werden; und 
es ist auch die Schrift ihrem ganzen Zwecke nach nichts weniger 
als ein Staatsrecht des Kantons : dennoch erhalten wir manchen 
Einblick in die staatlichen Zustände dieses Zeitabschnittes. Es 



1) Als solche werden aufgeführt: Estavayer, Precis sur l'ancienne 
Constitution du I*ays-de-Vaud ; Mullinen, Recherches historiques sur les 
anciennes assemblees du Pays-de-Vaud. Berne, 1797. 

2) Den heftigsten und bedeutendsten Angriff auf das Berner Regiment 
führte F. C. Laharpe, Essai s. 1. Constitution du Pays-de-Vaud. Par., 
1796, I. II, 8; die Vertheidigung aber wurde unternommen von (Curtat,) 
Du gouvernement de Berne. En Suisse, 1797, 8. 

3) Bericht an den grossen Rath der Stadt and Republik Bern über die 
Staatsverwaltung von 1814—1830. Bern, 1830, 4. 
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geschah aber damals Vieles und Gutes mit stätem Sinne und 
fester Hand; und grosse Zweifel mögen gestattet seyn, ob der 
Staat Bern durch seine seither immer demokratischer gewordenen 
Einrichtungen in sachlicher und geistiger Beziehung gewonnen hat. 

Bei diesem blosen Stückwerke ist es denn immerhin eine 
Bereicherung und Befestigung unseres Wissens, wenn der schon 
wiederholt rühmlich zu erwähnende Berner Professor F. Stettier, 
zwar keine ausführlich - dogmatische Darstellung früherer oder 
gültiger Zustände seines Vaterlandes, aber doch eine übersicht- 
liche Staats - und Rechtsgeschichte geliefert hat '). In klarer 
Auseinanderhaltung der verschiedenen Entwicklungsperioden und 
der verschiedenen Einrichtungen in jeder derselben wird das 
Wesentlichste geschichtlich und darstellend an uns vorüberge- 
führt; und wenn auch eine mehr in die Einzelnheiten gehende 
Erörterung, eine reichere Angabe der Quellen und der Literatur, 
endlich ein bestimmteres Urtheil über das Wesen und die Folgen 
der verschiedenen Staatsformen mit Dank aufgenommen worden 
wäre: so ist doch ein Leitladen gegeben, welchem später viel- 
leicht das noch Fehlende folgt. — Schon itzt dienen einige 
Sonderschriften über wichtigere Gegenstände 2 ) zu erwünschter 
Ergänzung. 

Die Wünsche, deren Erfüllung für Bern noch zu erwarten 
steht, sind für den Kanton 

b) Zürich 
bereits auf glänzende Weise befriedigt. — Ist auch eine ältere 
populäre Schrift von Wyss 3 ) nicht eben hoch anzuschlagen, 
so ist desto mehr geleistet durch Bluntschli's Staats- und 



1) F. Stettier, Staats- und Rechtsgeschichte des Kantons Bern bis 
zur Einführung der Verf. von 1831. Bern und St. Gallen, 1845, 8. 

2) Hier sind zu nennen : F. S t e 1 1 1 e r , Versuch einer urkundlichen Ent- 
wicklung der Gemeinde- und bürgerrechtlichen Verhältnisse im Kanton Bern. 
1840. 8; P. S tu der, Versuch einer Geschichte des Kirchengutes im ehem. 
Kanton Bern. Bern, 1832, 8 (Romang); Beiträge zur Beleuchtung der 
rechtlichen Stellung der reformirten Kirche im Kanton Bern. Bern, 1836, 8*; 
Schär er, Geschichte der Unterrichtsanstalten des deutschen Theiles des 
ehem. Kanton Bern. Bern, 1829, 8. 

3) D. Wyss, Politisches» Handbuch für die erwachsene Jugend der 
Stadt und Landschaft Zürich. Zürich, 1796, 8. 
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Rechtsgeschichte der Stadt und Landschaft Zürich ')> welche das 
ganze Licht der neuen germanischen Rechtsforschungen auf 
schweizerische Zustände fallen lässt, damit aber erst eine rich- 
tige Auffassung vieler Zustände und Einrichtungen vermittelt, und 
Geschichte, Gesellschaft und Recht in wesentlich anderen Ge- 
staltungen vorführt. Bluntschli hat sich hier mehr als Ein be- 
deutendes Verdienst erworben. Zuerst um das deutsche Recht. 
Wenn ihm, wie er selbst bekennt, allerdings die deutsche. von 
Eichhorn gegründete Wissenschaft den Anstoss gab und den 
Weg zeigte, so war doch seine Arbeit sachlich durchaus selbst- 
ständig und eigenthümlich, und er bezahlte seine Schuld an die 
deutsche Lehre reichlich zurück, indem er sie mit dem Daseyn 
und der Entwicklung eines germanischen Rechtslebens bekannt 
macht, welches bisher sich selbst nicht deutlich bewusst, Anderen 
aber ganz unzugänglich gewesen war. Viele Rechtseinrichtungen 
haben sich in der Schweiz reiner germanisch erhalten, als in 
Deutschland selbst. Ein zweites, vielleicht noch grösseres Ver- 
dienst hat sich der Verf. um die Schweiz selbst erworben. Er 
zuerst hat sie ihr Recht in seiner Quelle und in seiner innern 
Entwicklung kennen gelehrt, durch ein musterhaftes Beispiel die 
richtige Methode der Forschung und Auffassung gezeigt. Auch 
sehen wir in der That, dass der Vorgang nicht verloren war. 
Bluntschli's Züricher Rechtsgeschichte hat bereits mehrere andere 
ähnliche Arbeiten hervorgerufen; und wenn er nur zu dem Blu- 
mer'schen Werke Veranlassung gegeben hätte, so wäre es schon 
des Verdienstes genug. Endlich hat die Schrift einen grossen 
Werth für den Publicisten. Zürich ist für diesen in doppelter 
Beziehung beachtenswerth. Einmal in so ferne die städtische 
Verfassung, alsErgebniss des Kampfes der Geschlechter mit den 
Zünften, ein Beispiel jener wunderlichen bürgerlichen Aristokra- 
tieen darbietet. Zweitens als eifersüchtige und gewalthätige Be- 
herrscherin einer ausgebreiteten Landschaft. Die Entstehung 
dieser merkwürdigen, wenig natürlichen, Verhältnisse und 
ihre rechtliche Natur genau kennen zu lernen an der Hand eines 



1) J. C. Bluntschli, Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt und 
Landschaft Zürich. I. 0. Zürich, 183 8 /s, 8, 
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grossen Sachkenners ist sehr belehrend, und ihr farbiges cha- 
ractervolles Bild ein schöner weiterer Beitrag zu einer Welt- 
gallerie der Staatsformen. — Hinsichtlich der Bearbeitungsart 
und Oekonomie des Buches mag die Bemerkung genügen, dass 
dasselbe wesentlich in zwei verschiedene Hälften zerfällt. Einer 
Seils nämlich erörtert der Verf. geschichtlich die Entstehung 
des Staates Zürich und seine öffentlich- und privatrechtlichen 
Einrichtungen bis zur Verfassung von 1831 herunter. Zweitens 
aber entwickelt er dogmatisch das bestehende Becht, vorzugs- 
weise das bürgerliche. Man könnte vielleicht über die Methode, 
in welcher er diese beiden Biehtungen seiner Arbeit zuweilen 
durcheinander mengend verband, mit ihm rechten; in der Sache 
selbst aber muss man mit ihm einverstanden seyn. Das itzt 
gültige Becht ist allerdings das Ergebniss der ganzen Geschichte, 
und diese nur mit ihm abgeschlossen; davon abgesehen, dass 
manche geschichtliche Thatsache nur auf diese Weise rück- 
wärts betrachtet richtig aufgefasst werden kann. Wenn aber der 
Staatsgelehrte in dem Werke mehr bürgerliches Becht und Ge- 
richtsverfassung findet, als für seine nächsten Zwecke nöthig, 
so muss er bedenken, dass der Verf. nie etwas beabsichtigt und 
angekündigt hat, als eben eine Darstellung des gesammten Züricher 
Bechtslebens, und dass das, was etwa der Publicist missen könnte, 
von den Germanisten um so dankbarer aufgenommen werden wird. 

c) Luzern. 
Früher als andere Kantone hatte Luzern den Vortheil einer 
tüchtigen Bearbeitung seiner staatsrechtlichen Zustände. J. A. 
F. von Balthasar, in mehr als Einer Beziehung als gründ- 
licher Kenner und staatsmännischer Beurtheiler der vaterländischen 
Zustände hervorgetreten, gab schon in den 80ger Jahren eine 
Darstellung der damaligen Landesverfassung ')• Einige kleine 
rechtsgeschichtliche Schriften haben später versucht, in gemein- 
fasslicher Sprache das Verständniss der Zustände und das Be- 



1) J. A. F. von Balthasar, Nachrichten von der Stadt Luzern und 
ihrer Regierungs Verfassung. Luz., 1784, 8. — Auch mag die Schrift des- 
selben Verfassers: Die fünf politischen Jahrhunderte der Bepublik Luzern. 
Luz., 1808, erwähnt werden. 
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wusstseyn des Rechtes zu verbreiten '). Spätere Ereignisse 
haben freilich andere Einrichtungen und neue Leiden für alle 
Partheien beigefügt, und den Beweis geliefert, dass Demokratie 
und Freistaat keineswegs immer gleichbedeutend ist. 
Wer hat nicht die Schicksale des Kantons 

d) Basel 
in Erinnerung? Die Losreissung des Landgebietes von der Stadt 
nach blutigem Kampfe, die 'Anerkennung des ersteren als selbst- 
ständiger Halbkanton, die übervolksthümliche Verfassung desselben, 
die Besetzung der Stadt mit einem ganzen eidgenössischen Heere, 
die Theilung des Universitäts- Vermögens haben einen tiefen Ein- 
druck weit und breit gemacht, und nur starre politische Leiden- 
schaft kann der schwer geprüften und misshandelten Stadt Mit- 
gefühl versagen. Einer ihrer tüchtigsten Söhne hat die Begebenheit 
und ihre Folgen ernst, freimüthig und möglichst unpartheiisch 
erzählt 2 ) ; zwei der Theilungsrichter aber haben sich gedrungen 
gefühlt ihren Antheil an der kaum glaublichen Handlung zu 
rechtfertigen 3 ). Ob wohl Keller itzt selbst seinen Entscheid 
als Obmann noch für gerecht erkennt? 

Kaum hat ein anderer Kanton die Presse mit seinen 
Angelegenheiten so viel in Anspruch genommen, als 

e) Waadt 
während seines verhältnissmässig kurzen Bestandes. Oben sind 
bereits einige Schriften angegeben, welche die früheren Verhält- 
nisse zu Bern betreffen; allein seit der vollendeten Trennung ist 
erst die Schreibseligkeit recht erwacht. Allerdings sind es zu- 
meist geschichtliche Schriften, oder Flugschriften über einzelne 
Begebenheiten (wie z. B. über den berüchtigten Kirch«r«streit), 

t) Man sehe: (Troxler,) die Freiheiten und Rechtsame der Kantons- 
bürgerschaft Luzern's nach dem Laufe der Zeiten. Lim., 1815; C. Pfyffer 
Kurzer Abriss einer Staatsverfassungsgeschichte des K. Luzern. Lux. 1840 8. 

2) A. Hcussler, die Trennung des Kantons Basel. Zürich, 18 39 /»» 
I. II, 8. 

3) (F.L. Keller,) Die Baseler Theilungssache. Nach den Acten dar- 
gestellt. Aarau, 183»/5. H. 1-3, 8; J. F. v. Tscharner, Verhandlungen 
über die Theilungsfrage in Betreff der Univ. Basel vor der eidgenössischen 
Theilungscommission. Aarau und Chur, 1833/5, I. H, 8. 
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endlich amtliche Actenstücke; und an einer vollständigen Bear- 
beitung des öffentlichen Rechtes fehlt es noch ganz: doch sind 
immerhin einige, und zum Theile bedeutendere, Arbeiten auch 
in dieser Uebersicht aufzuführen. — Zuerst ein Rechenschafts- 
bericht über die Verwaltung des Kantons von 1803 bis 1830 '), 
entworfen im Namen des Staatsrates und auf den Grund amt- 
licher Actenstücke von dem Geheimschreiber jener Behörde 
D. A. Chavannes, und bestimmt zur Rechtfertigung des in 
Folge einer radical - demokratischen Bewegung im J. 1831 ge- 
stürzten Systemes. — Sodann eine gemeinfassliche Belehrung 
über die staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten der Waadt- 
länder 2 ), abgefasst in gemässigt-freisinniger Richtung, somit in 
einem der herrschenden ultrademokratischen Parthei abgeneigtem 
Sinne und bei ihr unbeliebt. — Ausserdem zwei in ihrer Art 
treffliche Monographieen. Die eine, von dem Landammann F. 
Clavet verfasste, über die Gemeindeverfassung und Verwaltung 
des Kantones 3 ), im Lande selbst als unentbehrlich betrachtet; 
die andere eine Untersuchung über die Massenarmuth Cden Pau- 
perismus) in Waadt *), sowohl richtige Thatsachen als, in einer 
zweiten Abtheilung, manchfache und theilweise beherzigenswerthe 
Ansichten enthaltend, und als ein bedeutender Beitrag zur Armen- 
polizei auch in weiteren Kreisen bekannt. 

f) Neuenbürg. 

Eines der allerkrausesten staatsrechtlichen Verhältnisse war 
das während der alten Eidgenossenschaft zwischen dem Fürsten- 
thume Neuenburg und Vallendis und einem Theile der Kantone 
bestanden; eines der unhaltbarsten die Stellung dieses monarchisch- 
regirten Kantons zu der wiederhergestellten Eidgenossenschaft 
von 1815 an. Das letztere ist nun allerdings itzt durch die 
Empörung gegen die preussische Herrschaft und durch Annahme 



1) De l'administration publique du Canton de Vaud des 1803—1830. 
Laus., 1831, 8. 

2) J. L. F. Gauthey, des droits et des devoirs des citoyens vaudois, 
ou Essai d'instruction civique. Ed. 2. Laus., 1844, 8. 

3) Essai sur les communes et sur le gouvernement municipal dans le 
canton de Vaud. Laus., 1828, I. II, 8. 

4) Enqußte sur le paupensme dans le canton de Vaud. Laus., 1841, 8. 
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einer demokratischen Verfassung vereinfacht und in Einklang 
mit den übrigen staatlichen Zuständen der Schweiz gebracht; 
allein da es erlaubt ist zu glauben, dass der itzige Zustand noch 
keineswegs für immer feststeht, er jeden Falles nicht unange- 
fochten bleiben wird : so erscheint es nicht unangemessen darauf 
aufmerksam zu machen, dass in dem. Staube der Büchersamm- 
lungen zahlreiche Rechtsausführungen aller Art ruhen, welche 
die Rechte der Krone Preussen ') und die Ansprüche der 
Schweiz anderer Seits 2 ) behaupten und erörtern. Vielleicht 
ergiebt sich viele Gelegenheit, sie hervorzuziehen, wenn schon 
zunächst das Recht Preussens seit 1815 auf der Abtretung 
Berthier's und nicht mehr auf der Erwerbung von 1707 beruht. 

g) Genf 
war bekanntlich seit langer Zeit ein literarisch sehr reg- 
samer Ort, weit über die Zahl seiner Einwohner hinaus. Aber 
diese geistige Beschäftigung hat sich mehr auf das allge- 
mein Ansprechende, als auf strenge Rechtswissenschaft gewor- 
fen. Wir besitzen demnach auch an Schriften ausdrücklich 
Über das Staatsrecht, sei es der frühern Republik, sei es des 
späteren Kantons, nur Weniges und Ungenügendes. Die Lieb- 
haber-Arbeit des Engländers Keate 3 ) und einige Zusam- 
menstellungen der Genfer Verfassung von 1814 mit den spä- 
teren Landesgesetzen *) und mit einigen andern schweize- 
rischen Verfassungen 5 ) ist Alles , was hierher gezählt werden 
kann. Zur Erlangung einer richtigen Einsicht muss man sich 



1) Nachstehende zwei Schriften werden als die wichtigsten für die 
preussischen Ansprüche gerühmt: (Leibnitz,) Tratte" sommaire des droits 
da roi de Prasse ä la principautö de Neuchätel. Fol.; (Lud ewig,) Preussi- 
sches Neuburg und dessen Gerechtsame, von Hobenhart. Teutscb., 1708. 

2) J. M. Boyve, Recherches sur l'indigenat helv&ique de Neuchätel. 
Neuch., 1778, 8. 

3) G. Keate, A short accoont of the ancient history, government 
and laws of the Republic of Genera. Gen., 1761, 8. 

4) E. Rigaud, Constitution de la republ. et canlon de Geneve. . . 
Gen., 1835, 8. 

5) Fazy-Pasteur, La Constitution du canton de Geneve mise en pa- 
rallele avec les constitutions des cantons de Zuric, Fribourg, Berne, Soleure, 
Bäle et Yaud. Gen., 1834, 8. 
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daher an andere Quellen wenden. Genf hat eine reichere Ge- 
schichte als mancher grosse Staat, und der in dieser so lange 
vom Glücke begünstigten Stadt lebendige wissenschaftliche Sinn 
hat sich vielfältigst mit deren Bearbeitung beschäftigt. Die beste 
Kunde über die staatlichen Zustände und Veränderungen des 
Freistaates wird daher aus den Werken von Pico t, Berenger, 
d'Ivernois, J. Fazy, Galiffe u. s. w. gewonnen. Ebenso 
zeigt sich die Leichtigkeit und Uebung der schriftlichen Gedan- 
kenmittheilung in den unzähligen Flugschriften, welche in den 
verschiedenen staatlichen Bewegungen jedesmal hervorschiessen. 
So denn namentlich auch neuestens bei der von der demokra- 
tischen Parthei seit dem J. 1841 angestrebten und endlich auch 
errungenen Veränderung der Verfassung von 1814, und was sich 
von Folgen und Gegenbemühungen an sie knüpft. Kaum dürfte 
eine andere Stadt von gleichmässiger Grösse bestehen, in welcher 
so viele in der That durch Bildung und Gabe ausgezeichnete 
Männer in einer innern Angelegenheit das Wort ergreifen könn- 
ten. Ich nenne nur beispielshalber die Namen von Cherbuliez, 
Fazy-Pasteur, Rigaud, Naville, J. Fazy, Rilliet-Constant. Das 
Ausland freilich muss sich begnügen von den Ergebnissen solcher 
Geisteskämpfe Kenntniss zu nehmen; zu Verfolgung der einzelnen 
Gründe und Ansichten, und wären sie noch so scharfsinnig und 
staatsmännisch, fehlten Zeit und Mittel '). 

Als einen in der That grossen Beweis wissenschaftlichen 
Strebens nach richtiger Einsicht in alle staatlichen Zustände der 
Schweiz muss es betrachtet werden, dass itzt sogar der Kanton 

h)Zug, 
dieser Staat von 15,000 Einwohnern, seine eigene Staats- und 
Rechtsgeschichte erhalten hat. Der bekannte Kenner des deut- 
schen Rechtes, Prof. Renaud hat es während seines früheren 
Aufenthalles in Bern nicht verschmäht, die allerdings manchfach 
eigenthümlichen und selbst wunderlichen Gestaltungen dieses Mi- 



1) Im Archive für die schw. Geschichte, Bd. II, S. 378 fg. sind 67 im 
J. 1841 erschienene Flugschriften über Genfer Verhältnisse aufgeführt, und 
in Bd. IV. ist von 75 innerhalb zweijähriger Frist neu dazu gekommenen 
Schriften die Rede. „Geneve est un volcan de brochures!" 
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krokosmus zu schildern ')• ohne Zweifel haben die in dem 
Ländchen unverändert erhaltenen Statutar- und Gewohnheitsrechte, 
— der Hauptgegenstand der in Frage stehenden Schrift, — eine 
grössere Bedeutung für das gemeine deutsche Recht; allein auch 
für die Staatswissenschaft ist es immerhin von Interesse, einen 
Blick zu werfen auf den Staat, welcher aus zwei, in wohl abge- 
wogener Weise einander gegenüberstellten , Hälften , einem ari- 
stokratisch regierten Städtchen und drei demokratischen Landge- 
meinden, bestand, die Unterthanendörfer nicht an den gemeinen 
Rechten Antheil nehmen Hess, Antheil an eroberten Landvogteien 
besass, fünf Jahrhunderte lang einem halb spasshaften, halb ernst- 
lichen Sittengerichte sich unterwarf. Und glaube man etwa nicht, 
dass diess ein idyllisches Slillleben war; in diesem Glase Wasser 
waren die heftigsten Stürme; Feindschaft zwischen Stadt und 
Land, Partheiung der österreichisch und französisch Gesinnten, 
Anmaassung der Vornehmen, Trotz der Gemeinen. Dieses nürn- 
berger Spielzeug aber hat sich erhalten, während Weltreiche 
neben ihm entstanden und vergiengen; und es wird sich viel- 
leicht erhalten, wenn die europäische Gesittung, welche neben 
ihm entstand, neben ihm auch wieder zu Grunde geht. 



Ich habe gleich Eingangs zu bezeichnen versucht, in welcher 
Weise eine richtige Kenntniss der schweizerischen Staatszustände 
Nicht-Schweizern von Nutzen seyn kann, und in welcher nicht. 
Es ist natürlich unmöglich , hier an diesem Orte und bei dieser 
Gelegenheit Alles zu erschöpfen, was die vorstehenden älteren 
und neueren Schriften an Belehrung beibringen über demokra- 
tische Einrichtungen überhaupt, über die Vergleichung von De- 
mokratie und Aristokratie, endlich über Bundesverfassung. Allein 
einzelne Gegenstände sind denn doch von solcher unmittelbarer 
Bedeutung, dass an ihnen nach vorgenommener BUcherschau nur 
Der ganz gleichgültig vorübergehen kann, für welchen die Gei- 
steserzeugnisse nur in so ferne Werth haben, als sie gesammelt 



1) A. Ren and, Beitrag zur Staats- und Rechtsgeschichte des Kantons 
Zug. Pforzh., 1847, 8. A. u. d. T. Beitrage zur Staats- und Rechtsge- 
schichte der schw. Kantone. Heft I. (Weitere Hefte sind bis itzt nicht er- 
schienen.) 
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und geordnet auf dem Bücherbrete stehen. Namentlich drängen 
sich in der gegenwärtigen Lage der deutschen Verfassungsfrage 
unter diesen Vorwürfen des Nachdenkens und der Vergleichung 
zwei so entschieden vor, dass es gestattet seyn muss, bei den- 
selben einen Augenblick zu verweilen. Es ist diess, einmal, die 
geschichtliche Entwicklung des Bundessystemes und, zweitens, 
die der Volksmehrheit auch in den Repräsentativ-Demokratieen 
itzt vielfach eingeräumte unmittelbare Entscheidung über Gesetz- 
gebung und Verfassung. Die Erste schärft uns den Blick in den 
eigenen Angelegenheiten; die Zweite mag uns zur Warnung 
dienen. 

Oder ist es nicht etwa für uns Deutsche, die wir auch 
ungefähr eben so lange als die Schweiz nach Zerstörung eines 
geschichtlich gewordenen und verkommenen Gemeinzustandes 
von einer fehlerhaften Umgestaltung in die andere geworfen 
worden, und die wir in diesem Augenblicke im verzweifelten 
Ringen um eine rettende Gesammteinrichtung begriffen sind, — 
ist es nicht für uns Deutsche von der grössten Wichtigkeit, einen 
ähnlichen an unserer Schwelle vorgegangenen Verlauf zu beob- 
achten und dadurch über das Wesen unserer Aufgabe, über die 
Natur der sich bekämpfenden Kräfte, über das Maass der sich 
folgenden Schwankungen von einem Aeussersten zum entgegen- 
stehenden aufgeklärt zu werden ? Allerdings sind die Verhältnisse 
der eine Bundesverfassung anstrebenden Schweiz theilweise 
andere, als die Deutschlands; wie denn in der Politik keine 
Vorschriften blos zum Abschreiben gegeben werden: allein es 
ist ja keine über menschliche Kraft gehende Forderung, aus 
einem verwandten Zustande nur das Gleichartige und Gleich- 
würkende zu nehmen, das Verschiedenartige und dessen Fol- 
gerungen aber auszusondern. Jeden Falles ist gewiss, dass uns 
die Schweiz nach Volkseigenthümlichkeit, Bevölkerungsverhält- 
nissen und Geschichte weit näher liegt, als jenes Amerika, nach 
dessen Einrichtungen Viele von uns den fragenden Blick richten, 
ohne zu bedenken , dass äussere und innere Bedingungen dort 
wesentlich verschiedene sind und' unter irgend Verständigen dar- 
über kein Zweifel ist, dass gerade die sehnsüchtig betrachteten 
dortigen Einrichtungen völlig unmöglich werden werden, wenn 
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die materiellen Zustände sich den unsrigen auch nur entfernt 
genähert haben werden. 

Die Schweiz hat seit dem J. 1798 fünf verschiedene Ge- 
sammtverfassungen erlebt, in welchen sich eben so viele ver- 
schiedene Möglichkeiten einer Vereinigung vieler kleiner Staaten 
zu einem grössern Ganzen deutlich gegen einander abschatten. 

Zu Ende des 18. Jahrhunderts zitterte die alte Eidgenossen- 
schaft der XIII Kantone dem Grabe entgegen. Nicht dass sie 
sich auflöste, war wunderbar, sondern dass sie überhaupt so 
lange auf solche Weise bestand. Als Ganzes hatte sie sich nie 
zu einem verständig berechneten Organismus durcharbeiten kön- 
nen; in ihrem einzelnen Theil war alles Leben erstarrt In 
zweierlei Rücksichten ist aber diese Verbindung von bleibender 
Merkwürdigkeit. — Einmal wegen des Mangels an aller gemein- 
schaftlichen Grundlage. In der That, läge es nicht geschichtlich 
vollständig aufgehellt, urkundlich belegt und selbst wissenschaft- 
lich erörtert vor, es müsste unglaublich und unmöglich erscheinen, 
dass ein fünfhundert Jahre lange dauernder Staatenbund nicht 
einmal eine gemeinsame Grundlage, einen für Alle verbind- 
lichen Bundesbrief hatte, sondern aus einer Zusammensetzung 
der verschiedenartigsten Bünde bestand, welche nur dadurch 
überhaupt zusammenhiengen, dass ein engster Kreis mit ähnlichen 
Kreisen oder mit einzelnen Staaten zugleich im Bunde stand, 
diese Verbündeten aber später zum Theile wieder unter sich 
abschlössen ; alles aber über verschiedene Gegenstände und unter 
verschiedenen Verabredungen '). — Zweitens aber ist staunens- 



1) Stettier, das Bundesstaatsrecht bis 1798, S. 28 sagt sehr richtig: 
„Die eigentliche Grundlage bildete der Bund der drei Waldstätte von 1315; 
nnr sie waren Eidgenossen mit Allen. Es war keine Verbindung von 
Glarus mit Lnzern;- noch ein unmittelbarer Bundesvertrag zwischen Bern, 
Zürich und Luzern, bis Bern im J. 1423 einen solchen ewigen Bund mit 
Zürich, und im J. 1492 einen solchen mit Luzern schloss. Ebenso wenig 
bestand eine Verpflichtung der Berner mit Glarus und Zug; die drei Wald- 
stätte waren der alles zusammenhaltende Eckstein." — Von dem wunder- 
lichen Verhältnisse der neun oder zehen blos zugewendeten und verbündeten 
Orte, und der, zwar geschichtlich begreiflichen, allein staatlich und menschlich 
völlig verwerflichen Beherrschung der neunzehen gemeinen Vogteien soll gar 
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werth die geringe Ausbildung des Bundes in so langer und oft 
so drängender Zeit. Sollte man es, theoretisch aufgefasst, für 
möglich erachten, dass ein Bund Bestand haben könne, in wel- 
chem selbst bei den wesentlichsten Zwecken seines Daseyns, 
z. B. der Sicherung gegen Aussen, nicht einmal für alle Mit- 
glieder der Grundsatz der Stimmenmehrheit galt, sondern nur 
gewisse später Beigetretene sich dieser fügen mussten? Und 
kaum weniger wunderbar wird man es finden, dass neben den 
gemeinsamen Zusammenkünften Aller (den eidgenössischen Tag- 
satzungen), noch Tagsatzungen der über gemeinsame Unterthan- 
lande regierenden Orte, Sondertagsatzungen nach kirchlicher 
Spaltung, und mit Zuziehung von sonst Fremden Zusammenkünfte 
aller Art wegen besonderer Angelegenheiten stattfanden; dass 
ein fremder Gesandter an seinem Wohnort und auf Kosten seines 
Herrn Tagssatzungen einberufen konnte; dass strenge genommen 
gar kein gesetzliches bleibendes Organ des Bundes bestand 
(Zürich war nur der vornehmste Kanton), gar keine Bundes- 
gewalt, keine bestimmte Zuständigkeit der Tagsatzung. Eine 
rohere Ausprägung des Staatenbundes, im Gegensatze des Bun- 
desstaates , ist nicht denkbar. Ueber die beiden- nächstliegenden 
und ganz unvermeidlichen Zwecke der losesten beständigen 
Verbindung unter Staaten gieng die Eidgenossenschaft nicht 
hinaus, d. h. über gemeinschaftlichen Schutz gegen Aussen und 
Untersagung der Selbsthülfe im Innern. Und auch für die Durch- 
führung dieser Zwecke war dürftigst gesorgt. Die dreizehn all— 
mählig zu einander im Verhältniss getretenen Bepubliken blieben 
durchaus selbstständig, soweit nicht die Bünde giengen; und 
diese giengen nicht weit. Kein einzelner Ort war gezwungen 
mit einem fremden Staate einen Vertrag zu schliessen, wenn es 
auch alle anderen thaten; keiner brauchte die Genehmigung der 
Eidgenossenschaft zu seinen Verträgen. Selbst dass ein Krieg 
auf eigene Hand begonnen werden könne, sprachen wenigstens 
die alten Orte an. Die Mehrheit nöthigte auch im inneren Bünd- 
nisse nie den Einzelnen sich ihr anzuschliessen ; die gemeinen 



nicht einmal die Rede seyn, da diese Schnörkel und Auswüchse die eigent- 
liche Bundesverfassung nicht recht berühren. 
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Ordnungen der Tagssatzung waren Vereinbarungen, nicht Be- 
schlüsse. Allerdings sollte geschehen, was Ehre und Wohlfahrt 
gemeiner Eidgenossenschaft forderte ; allein es war kein formales 
Zwangsrecht. Also mochte es sich eben so wohl begeben, dass 
ein einzelner böswillig Weigernder in einem Nothfalle kurzweg 
mit Gewalt beigebracht wurde, als dass Einer sich einer unbilligen 
Mehrheit mit den Waffen erwehrte. Ebenso bestand kein ge- 
meinsames eidgenössisches Gericht zu Erhaltung des Friedens, 
sei es unter den Kantonen, sei es im Innern des einzelnen der- 
selben. Allerdings war in allen Bünden friedliche Austragung 
der Streitigkeiten unter den Eidgenossen zugesagt; allein die 
Besetzung der Schiedsgerichte, ihr Verfahren, ihre Zuständigkeit 
war nicht nur sehr verschieden bestimmt, sondern auch manch- 
fach unklar und im Streite. Die im J. 1776 versuchte Ordnung 
des „eidgenössischen Rechtes" misslang. Was aber den innern 
Landfrieden betraf, so hatte hierfür jeder Kanton selbst zu sor- 
gen; und wenn auch zuweilen ein Einschreiten der Eidgenossen 
bei allzu bösen Zerwürfnissen stattfand, so war es nicht im Ge- 
setz oder Vorkommniss so bestimmt, sondern durch unabweisliches 
Bedürfniss hervorgerufen und durch Bewusstseyn desselben ge- 
gerechtfertigt. Selbst dem gemeinsamen Kriegswesen, also dem 
Ausgangspuncte der ganzen Verbindung und ihrem unentbehr- 
lichen Schutze, fehlte es an Zusammenfassung und Mitte. — Wo 
liegt denn nun aber das Geheimniss des Zusammenkommens ohne 
gemeinsame Grundlage, des langen Bestandes ohne Mittel und 
ohne Deutlichkeit des Zweckes? Lediglich in dem gemeinsamen 
äusseren Bedürfnisse, in allmählig sich bildenden Gedanken und 
Gefühlen des gemeinsamen Vaterlandes, in der practischen Weis- 
heit der schweizerischen Staatsmänner und der naiven Heimath- 
liebe des Volkes , kurz im eidgenössischen Sinne. Theorie und 
Bewusstseyn that wenig dazu. Die Gründe des Verderbens und 
Untergangs aber waren des Erstarren in spiesbürgerlichen Vor- 
nehmheiten, die herzlose Ausbeutung der unterworfenen Lands- 
leute, die beschränkten Religionsbefeindungen , das im fremden 
Lohndienste gewonnene Verderbniss Vieler, das Vorwiegen der 
Kantonalinteressen. 

Unzweifelhaft war dieser Zustand lebensunfähig und lebens- 
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unwürdig geworden; allein der erste damit vorgenommene Um- 
wandlungsversuch war ein ganz verfehlter, nicht blos weil er 
sich, nach dem allgemeinen Gange der menschlichen Dinge, in 
das entgegengesetzte Aeusserste warf, sondern weil er nicht aus 
dem eigenen Geiste und den eigenen Kräften der Schweiz sich 
entwickelte, die natürlichen Grundlagen des Schweizer Staatslebens 
misskannte, ein bioser geistloser Abklatsch einer für Frankreich 
bestimmten Verfassung war, von Fremden mit Gewalt aufgedrungen. 
Die im J. 1798 nach dem Zusammenbrechen der alten Eidge- 
nossenschaft eingeführte Verfassung der Einen und unt heil- 
baren helvetischen Republik führte einen gemeinsamen 
Staat ein, wo vorher nicht einmal ein gemeinsamer Bund be- 
standen hatte, hob die Kantone auf, die früher Alles gewesen 
waren, bestellte eine gewaltthätige Gesammtregierung mit stehendem 
Heere, vielen und hochbezahlten Beamten und blutigen Ausnahme- 
gesetzen wo früher kein Organ und keine Gewalt des Bundes 
halte zu Stande kommen können, schrieb dieselben Gesetze, 
Steuern und Geschäftsformen für Alle vor. Mit solchen zwar 
wohl einer Theorie, nicht aber den Bedürfnissen, Gewohnheiten 
und Anschauungen der Wirklichkeit entsprechenden Einrichtungen 
konnte sich die grosse Mehrheit der Schweizer nimmermehr 
befreunden. Selbst die unläugbaren Vortheile und Rechtsher- 
stellungen, welche durch Gleichberechtigung der Unterthanenlande 
und der gemeinen Vogteien, durch Aufhebung der falschen Ver- 
hältnisse der zugewendeten Orte, durch Vernichtung der über- 
lebten Patriciate in grossem Maasse bewerkstelligt wurden, konnten 
nicht mit dem Einheitsstaale versöhnen. Er stand und fiel mit 
der Anwesenheit des französischen Heeres in der Schweiz, änderte 
in vier Jahren dreimal seine Verfassung je nach dem Stande der 
Dinge nicht im eigenen, sondern im Nachbarlande, und war 
schliesslich nichts, als einer der Abschnitte in Umwälzungen, 
welche nur in so ferne nützen, als sie alten Unfug gründlich 
wegfegen, zu gleicher Zeit aber an ihren eigenen Gestaltungs- 
versuchen zeigen, was nicht an die Stelle des Untergegangenen 
gesetzt werden kann. Die Helvetik war der äusserste erreichbare 
aber nicht haltbare Punct, von welchem nothwendig ein Rücklauf 

ZeiUchr. für SUaUw. 1U50- 2t Heft. 31 
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stattfinden musste, so dass es sich nur fragen konnte, wie weit 
dieser gehen würde. 

Die Schweiz halte das grosse Glück, dass eine mächtige 
Meisterhand in dieser gefährlichen Krise ihr Geschick fasste und 
die bereits eröffnete Bahn neuer Ueberstürzungen und inneren 
Krieges schloss. Die von dem Ersten Konsul Frankreichs im 
J. 1803 nach einer Berathung mit Schweizer Vertrauensmännern 
gegebene Media tionsacte war eine der untadeligsten Schöpfun- 
gen Napoleon's, indem er hier mit richtigem staatsmännischem 
Blicke einer Seits der Nothwendigkeit im Alten, anderer Seits 
dem Rechte im Neuen gleiche Rechnung trug und eine Verfassung 
schuf, welche für die Schweiz genügte und möglieb war. Der 
Gedanke des Einheitsstaates wurde aufgegeben, selbst nicht ein 
Bundesstaat, sondern nur ein Staatenbund bestellt. Die Kantone 
traten, allerdings verbessert und vermehrt, wieder selbstständig in 
das Leben, und die Grundregel alles Staatenbundrechtes ward aus- 
drücklich ausgesprochen, nämlich der Vorbehalt aller Rechte für 
den einzelnen Staat, welche nicht ausdrücklich dem Bunde zu- 
getheilt waren, und dieser letzteren waren nur so viele, als zur 
Erhaltung des Landfriedens und zur Ordnung des gemeinsamen 
Schutzes gegen Aussen nöthig waren. Allein dieser neue Bund 
war verständig und nach einem leitenden Gedanken geordnet, 
für Alle derselbe, erklärt in Einem Bundesbriefe; somit das 
Ganze einfach und übersichtlich, anstatt des alten Wirrsaales. 
Der Bund bekam itzt ein anerkanntes, mit bestimmten Aufsichts- 
und Aufrechterhaltungs- Befugnissen ausgerüstetes Organ, allein 
ein unter den sechs bedeutendsten Kantonen zur Vermeidung aller 
Einseitigkeit und Eifersucht wechselndes. Der Schultheiss des 
jeweiligen Directorialkantons war „Landammann der Schweiz". 
In der Tagsatzung hatte jeder, auch der kleinste, Kanton seine 
Stimme, die sechs grössten aber deren zwei. Die durch die 
Helvetik zerstörten Unterthanenverhältnisse blieben aufgehoben, 
es entstanden sechs neue Kantone. In der Verfassung der ein- 
zelnen Kantone fand Geschichte und Gebietsverhältniss Beachtung ; 
während in sieben Kantonen (nämlich den drei Waldstätten, Zug, 
Glarus, Appenzell und Graubünden) die reine Demokratie her- 
gestellt wurde, ward die repräsentative als die für die übrigen 
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passende Form erkannt. Billig war die Vorsorge, dass den 
ehemals regierenden Städten ein mit ihren Bedürfnissen in Ver- 
hältnis« stehender Theil der Güter zurückgegeben wurde, welche 
ohne weitere Unterscheidung sämmtlich unter der Einheitsregie- 
rung für Staatsgut erklärt worden waren und im Wesentlichen 
auch itzt als solches erhalten wurden. — Uniäugbar hatte diese 
Mediationsacte sowohl vor der Schwäche und Ungewissheit der 
alten Eidgenossenschaft, als vor dem rücksichtslosen und blos 
formalen Einheitsstaate grosse Vorzüge; und wenn denn doch 
einmal der durch die Uebertreibungen der Helvetik hervorgeru- 
fene Rücklauf bis zum blosen Staatenbunde zurückgehen sollte, 
so waren die Einrichtungen zweckmässig und mit richtigem Ver- 
ständnisse dieser Form des Zusammenlebens vieler kleiner Staa- 
ten gegeben. Auch die Ausgleichungen in dem Innern der 
einzelnen Kantone waren billig und staatsmännisch. Die Me- 
diationsacte ist eine der besten Staatenbundsverfassungen, welche 
wir kennen. Aber sie hatte einen unheilbaren Fehler: sie war 
das Werk eines Fremden. Nicht aus der Ermüdung eines 
Kampfes der entgegengesetzten Grundsätze, oder aus der Aner- 
kennung eines gleichberechtigten und gleichtüchtigen Gegners 
war sie als Friedensschluss hervorgegangen; sondern aus' der 
mit Uebermacht versehenen vorbeugenden Weisheit eines Herr- 
schers, der sonst viel Uebel stiftete und unzählbare Rechte brach. 
Alle also, welche bei diesem verständigen Mittelwege ihre Rech- 
nung oder die Befriedigung ihrer Leidenschaften nicht fanden; 
Alle, deren Vaterlandsstolz durch den Befehl des Auslandes ge- 
kränkt war; Alle, welche nur dem Strome der europäischen 
Verdammung des Zwingherrn ohne Unterscheidung zwischen dessen 
Handlungen folgten; somit zusammen die Meisten grollten dem 
Werke. Napoleon hatte eine natürliche Krise unterbrochen; sein 
Heilmittel konnte nicht lange genug von ihm aufrecht erhalten 
werden, um eine innere Gesundung herbeizuführen : es war also 
eine Nothwendigkeit, dass sich die Menge bei seinem Sturze auch 
gegen die gute Schöpfung wendete. Und wenn dem einmal so 
war, so konnte auch nur die unterbrochene Richtung nach Son- 
derstellung der einzelnen Staaten und nach Schwäche des ge- 
meinsamen Bandes weiter fortgesetzt werden, bis auch sie ihren 

31* 
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Endpunct erreicht und durch fühlbare Nachtheile ihre Grundfehler 
bewiesen haben mochte. 

So, aber auch nur so, Iässt sieb erklären, wie die Schweiz 
im J. 1814 die Mediationsverfassung: mit beinahe einstimmigem 
Beifalle für aufgehoben erklären und an ihre Stelle eine weit 
schwächere Vereinigung durch die Verfassung von 1815 setzen 
konnte. Hier waren die demokratischen und die altaristokra- 
tischen Kantone desselben Strebens. Zwar konnte davon nicht 
die Rede seyn, alle Schnörkel der Eidgenossenschaft und das 
Unrecht der Unterthanenverhältnisse wieder herzustellen, oder 
im Innern der einzelnen alten Kantone die Geschlechter wieder 
ganz allein zur Herrschaft zu berufen; zu weit hatten die Er- 
rungenschaften seit 1798 denn doch Wurzel gefasst, und zu 
allgemein war das BedUrfniss einer klaren und verständigen Ge- 
sammteinrichtung anerkannt und die Erinnerung an die jüngst 
genossene verbreitet. Man musste sich entschliessen auf der 
Tagsatzung den Grundsatz der Entscheidung durch Stimmenmehr- 
heit zuzulassen; friedliches und feindliches Verhältniss zum Aus- 
lande und Handelsverabredungen ihr zu übertragen ; ihr die Sorge 
für die innere Sicherheit der Schweiz und die Ordnung eines 
möglichst guten Heerwesens einzuräumen. Allein dabei hatte es 
auch sein Bewenden. Die Kantonalsouveränetät wurde an die 
Spitze gestellt; die freie Niederlassung der Schweizer in allen 
andern Kantonen aufgehoben; von einer Verantwortlichkeit der 
Kantonalbehörden gegen den Bund, von dem Verbote eigenmäch- 
tiger Truppenaufstellungen war nicht mehr die Rede. Der 
Landammann der Schweiz verschwand, und es trat wieder der, 
itzt unter dreien wechselnde, Vorort an dessen Stelle; jeder 
Kanton hatte wieder Mos Eine Stimme ; jeder konnte mit dem 
Auslande Verträge über polizeiliche und wirtschaftliche Gegen- 
stände und Militärcapitulationen schliessen. In fast allen einzelnen 
Kantonen aber wurden die in der Mediationszeit entstandenen 
Verfassungen umgestaltet, und viel der alten Bevorrechtungen, 
namentlich der Hauptstädte über das Land, wieder eingeführt. 
Auch die Schweiz hatte ihre Restauration zurück zur Bundes- 
schwäche und zur Rechtsungleichheit. 

Dieser Zustand hielt so lange, als das allgemeine europäische 
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System, mit welchem es entstanden war. Aber mit dem J. 1830 
fieng auch in der Schweiz eine Reihe von Veränderungen und 
Kämpfen an, welche zuerst zu einer Umgestaltung fast aller Kan- 
tonalverfassungen in radikaler Richtung führte, zumeist derjenigen, 
welche Bevorrechtung einzelner Bürgerklassen angeordnet hatten ; 
dann aber auch zu einer neuen Gesammtverfassung, welche die 
Schweiz in eine ganz neue Bahn führte, nämlich zum Bundes- 
staate. DieUnmacht der bisherigen Bundesbehörde, das Ueber- 
wiegen des Particularismus , der Mangel an gemeinsamen Ein- 
richtungen, trieb naturgemäss zu einer Hervorhebung des Ge- 
meinsamen und zu einer Stärkung der Bundesmacht gegenüber 
von der Selbstständigkeit der Kantone. Allerdings war in den klei- 
nen Kantonen und sonst noch an einzelnen Orten die Gewohnheit 
an das Alte zu lebendig, als dass itzt schon für eine Umwandlung 
in einen ganz folgerichtig gestalteten Bundesstaat die nöthige 
Stimmenzahl zu erhalten gewesen wäre. Man musste sich daher 
mit einem Vergleiche begnügen, welcher gelegentlich auch Un- 
vereinbares neben einander stellte und somit den Keim zu neuen 
Kämpfen enthält. Allein ein entschiedener Schritt wurde jeden- 
falls gethan. Die — formell freilich nichts weniger als muster- 
hafte — Bundesverfassung von 1848 bestimmt im Wesent- 
lichen Folgendes: Die 22 Kantone der Schweiz bilden einen 
Bund zu dem Zwecke der Behauptung der Unabhängigkeit gegen 
Aussen; der Handhabung von Ruhe und Ordnung im Innern; 
des Schutzes der Freiheit und der Rechte der Eidgenossen ; und 
der Beförderung gemeinsamer Wohlfahrt Demgemäss hat der 
Bund das ausschliessliche Recht des Kriegs und Friedens, der 
Bündnisse und Staatsverträge, namentlich in Zoll- und Handels- 
sachen. Die einzelnen Kantone können nur über wirtschaftliche 
und polizeiliche Gegenstände Verträge mit Auswärtigen schliessen, 
und es geht ihr ganzer amtlicher Verkehr mit Fremden durch 
denBundesrath; politische Bündnisse unter sich sind den Kantonen 
untersagt ; ebenso Selbsthülfe und Bewaffnung im Falle von Miss- 
helligkeiten, welche lediglich durch Bundesentscheidung zu schlich- 
ten sind. Bei Unruhen im Innern verfügt die Bundesbehörde die 
nöthige Einschreilung. Das Heerwesen steht unter dem Bunde, 
der jedoch selbst keine stehenden Truppen halten darf. Der 
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Bund kann allgemein nützliche öffentliche Werke errichten, ebenso 
eine schweizerische Hochschule, eine polytechnische Anstalt, 
Lehferseminarien. Ausschliesslich hat er das Zollwesen, die Post, 
die Münze, Maass und Gewicht, Schiesspulver. Es besteht ein 
allgemeines Schweizerbürgerrecht; zwischen den Kantonen aber 
ist freie Niederlassung. Der Bund gewährleistet den Bürgern 
der einzelnen Kantone ihre landesverfassungsmässigen Rechte; 
ausserdem ist eine Reihe von Grundrechten für allgemein gültig 
in jedem Kantone erklärt. Endlich hat der Bund mancherlei po- 
lizeiliche Maassregeln zu treffen. Zur Besorgung dieser Bundes- 
rechte sind aber eigene Organe bestellt. Die oberste, gesetz- 
gebende, wählende und aufsehende Gewalt ist übertragen einer 
Bundesversammlung, bestehend aus einem Nationalrathe und einem 
Ständerathe; jener zusammengesetzt aus Abgeordneten des Volkes, 
je einen auf 20,000 Einwohner, dieser aus je zwei Abgeordneten 
jedes Kantons. In beiden Räthen wird nicht nach Instructionen 
gestimmt. Die ausführende Gewalt dagegen ist einem Bundesrathe 
von fünf Mitgliedern, welche von der Bundesversammlung auf 
drei Jahre gewählt werden, anvertraut; den Vorsitz führt ein 
Bundes-Präsident je auf ein Jahr. Sowohl für gewisse bürger- 
liche, als für Strafsachen besteht ein, je auf drei Jahre gewähltes, 
Bundesgericht aus eilf Mitgliedern. — Diesen Bundesbehörden 
gegenüber steht nun aber eine sehr ausgedehnte Kantonalgewalt 
Ausdrücklich ist die Souveränetät der Kantone anerkannt, die 
Befugniss des Bundes nur als Ausnahme. Die Zuständigkeit jedes 
Kantons in Gesetzgebung (so weit nicht Bundesbestimmungen im 
Wege stehen}, Verwaltung, Rechtspflege, Wirthschaft und Kir- 
chensachen ist unbeschränkt; es giebt kein gemeinsames schwei- 
zerisches Recht in bürgerlichen oder peinlichen Sachen, kein 
eidgenössisches Steuerwesen. Selbst die Verfassungen sind in 
das Belieben gestellt, so ferne sie nur republikanisch sind und 
den Grundsatz der Revision auf Verlangen der Mehrzahl ent- 
halten. — Bemerkenswert sind die Bestimmungen über eine 
Revision dei Verfassung. Eine solche kann theils von der Bun- 
desversammlung selbst beschlossen und vorgenommen werden, 
theils muss der Antrag darauf dem gesammten Volke zur Ab- 
stimmung vorgelegt werden, wenn entweder auch nur einer der 
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beiden Räthe oder wenn fünfzigtausend Bürger sie verlangen. 
Die neuen Vorschläge werden nur dann Gesetz, wenn sowohl 
die Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger, als die Mehrheit 
der Kantone ihre Zustimmung geben. 

Nichts ist begreiflicher, als dass diese neue Verfassung 
manchfach getadelt wird. Diejenigen, welche über einen gut 
eingerichteten Staatenbund nicht hinaus gehen wollten, finden 
viele Bestimmungen allzu einheitlich ; die Anhänger eines starken 
und folgerecht durchgeführten Gesammtwesens dagegen beklagen 
die noch immer allzugrosse Selbstständigkeit der Kantone. Fast 
Alle vermissen die Anerkennung des einen oder des andern 
Lieblingswunsches. Auch mag in der That selbst von den im 
schweizerischen Partheitreiben gar nicht Befangenen zugegeben 
werden, dass manche Aenderungen nöthig sind. Dennoch wäre 
es sehr ungerecht, nicht die Wichtigkeit des bereits Errungenen 
anzuerkennen, und das dafür gebührende Lob zu verweigern. 
Wenn man das Itzige vergleicht mit irgend einem der früheren 
Zustände, oder gar mit der Verfassung der früheren Niederlande, 
mit dem jämmerlichen Scheitern der Bemühungen Deutschlands, 
so wird man nicht umhin können zu billigen und Glück zu wün- 
schen. Man vergesse nicht, dass bis itzt blos Ein Beispiel in 
der Geschichte dasteht von einer den Bedürfnissen des Landes 
und der Zeit ganz entsprechenden Bundesverfassung, nämlich das 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika, und dass hier mehrere 
höchst bedeutende Glücksfälle würkten, welche anderwärts nicht 
bestehen, nämlich die Abwesenheit jedes alten oder neuen Haders 
unter den einzelnen Staaten, die Schwäche des Sonderheitsbe- 
strebens in den noch ganz neuen Kolonieen, endlich die be- 
herrschende Volkstümlichkeit grosser Staatsmänner und erfahrener 
Vaterlandsfreunde. Dieses einzige Beispiel nicht sogleich voll- 
ständig erreicht zu haben unter wesentlich ungünstigeren Um- 
ständen, ist weder ein Grund zu herbem Tadel noch zur Ver- 
zweiflung an Besserem. 

Am wenigsten, leider, hat der Deutsche ein Recht, strenge 
imürtheile zu seyn. Er kann zunächst nur beneiden, dann aber 
manches Wichtige für sich abnehmen. 

Auffallend ist der gleichlaufende Gang der allgemeinen 
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staatlichen Entwicklung in der Schweiz und in Deutschland, nur 
freilich mit einem in allen Phasen für Deutschland ungünstigeren 
Erfolge. — Beide Staaten traf die grosse Umwälzung zu Ende 
des 18ten Jahrhunderts in gleich verrottetem Zustande. Bei Beiden 
war die gemeinsame Verfassung zu einer Merkwürdigkeitensamm- 
lung herabgekommen ; wenn schon mit sehr verschiedenen Aus- 
gangspuncten und aus fast entgegenstehenden Gründen. Beide 
brachen daher auch ruhmlos unter den äussern Stössen zusammen, 
und erhielten von derselben mächtigen Hand eine neue Gestal- 
tung. Allein schon hier zeigte sich das grössere Missgeschick 
Deutschlands. Während in der Schweiz zuerst die vorübergehende 
Helvetik gründlich unter dem veralteten Unfuge aufräumte und 
für verständigere Einrichtungen reines Feld machte, dann aber 
die Mediationsacte einen wesentlich löblichen Zustand schuf, griff 
in Deutschland der Rheinbund weit weniger durch und eine ge- 
meinsame Gestaltung kam in der Wirklichkeit gar nicht zu Stande. 
Eiserne Fremdherrschaft ohne Form ersetzte sie. Auf diese 
Zeit folgte für beide Staaten ein Rückschlag in das Alte; aber 
auch hier wieder günstiger für die Schweiz, als für Deutsch- 
land. In beiden war der nothdürftig zusammengezimmerte Staaten- 
bund schwach und lebensunfähig; in beiden wurde täglich sicht- 
licher, dass das Bedürfniss der Nation so nicht befriedigt werde ; 
in beiden litt die Freiheit im Innern. Aber in der Schweiz 
war denn doch Alles leidlicher, namentlich war der Bund selbst 
wohl unwirksam zum Guten, allein doch nicht, wie in Deutsch- 
land, stark genug zum Uebel. Und so gelang es denn auch 
in der Schweiz, als im Jahr 1830 der Druck von Aussen nach- 
liess, zuerst im Innern der einzelnen Kantone die ungebührliche 
Bevorrechtung zu beseitigen und dann mit Hülfe der frischen 
dadurch entbundenen Kräfte kecken Schrittes aus dem schwachen 
Staatenbund in den Bundesstaat einzutreten. In Deutschland da- 
gegen mühte man sich im Innern jedes einzelnen Staates fruchtlos 
um verständige Freiheit ab, und als nun in Einem Augenblicke 
alle Schranken fielen, stürzte man kopfüber in einen reissenden 
Strudel, in welchem Freiheit und Einheit zu gleicher Zeit und 
mit höchst gefährlichen Gefährten zu erringen standen. Diess 
aber war zu viel für Eine Zeit und für Eine Bemühung, und so 
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ist denn weder Freiheit noch Einheit gewonnen worden. Und 
wenn auch noch nicht die letzte Hoffnung aufgegeben werden 
darf, einen leidlich genügenden Bundesstaat zu erringen: so ist 
doch der Weg dazu ein sehr schwüriger, und es hat die Schweiz 
längst bereits errungen, wohin wir noch mit Bangen streben; ist 
uns .weit voraus durch Feststellung, wenigstens einer sicheren 
Grundlage für weitere Verbesserungen. 

Uniäugbar ist also Deutschland in diesem parallelen Verlaufe 
der Gesammtheitsverfassungen von dem kleinern Nachbarlande 
entschieden überholt. Ob mit oder ohne Schuld, ist in der wich- 
tigsten Beziehung, nämlich in Erstrebung einer bessern Zukunft, 
ziemlich gleichgültig. Von grösserer Bedeutung ist es, zum rich- 
tigen Verständnisse unserer Lage zu gelangen, um daraus Rath 
zu schöpfen für richtiges Verfahren. Hierzu aber kann eine Ven- 
gleichung mit den schweizerischen Zuständen bedeutend helfen. 

Ist die oben vorgetragene Auffassung der beiderseitigen 
Bundesgeschichte seit 50 Jahren richtig, so steht itzt Deutschland 
im Vergleiche mit der Schweiz, als diese ihre neueste Ver- 
fassungsverbesserung unternahm und durchführte, in mehrfachem 
bedeutendem Nachtheile. Vorerst ist Deutschland keine so ver- 
ständige Gebietseintheilung der einzelnen Bundeslande zu Theil 
geworden, wie der Schweiz. Die Mediatisirungen im Rheinbunde 
sind lange nicht weit genug gegangen, und manches ist sogar 
später wieder hergestellt worden. Sind nun auch die vielen 
kleinen Staaten in Deutschland kein Haupthinderniss für die Bildung 
eines Reiches, so sind sie es doch um so gewisser hinsichtlich 
zweckmässiger Verfassungsbestimmungen und guter Verwaltung. 
Ueberdiess sind sie der Sitz beständiger und doch völlig erfolg- 
loser Aufregung und Beispiele von Regierungsjämmerlichkeit. — 
Von noch grösserer Bedeutung ist der Mangel einer staatsbür- 
gerlichen Freiheitsgewöhnung und Durchbildung in Folge der 
dreissigjährigen Unterdrückung durch die deutsche Bundesver- 
sammlung. Hieraus entstehen zwei Hauptübel. Einmal die von 
Vielen, vielleicht von den Meisten, befolgte gleichzeitige Rich- 
tung nach Freiheit und nach Einheit, während schon eine der 
beiden Aufgaben gross genug wäre. Dann aber die manchfache Un- 
tüchtigkeit und Unklarheit des Volkes in seiner Haltung gegen 
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die Regierungen. Einer Seits fehlt es an männlichem und bewuss- 
tem Wollen in Staatssachen, welches auch selbstsüchtige und 
kurzsichtige Regierungen zur Zustimmung zum Gemeinheitlichen 
brächte; anderer Seits gähren die tollsten und verbrecherischsten 
Gelüste und Plane, deren Gelingen eine Wildniss aus Deutsch- 
land machen müsste. Diese falsche Freiheitsrichtung aber schadet 
wieder doppelt. Einmal , weil sie immer wieder die Regierungen 
zur Bereithaltung und Anordnung grosser Waffengewalt nöthigt, 
dadurch aber ihnen auch Stärkung für ihre dynastischen und 
anderweitige Sondergelüste giebt Zweitens weil der wühlerische 
Unsinn die Nation in zwei feindliche Lager trennt, dadurch aber 
ihre Kraft, an deren Gesammtheit es zur Erreichung eines ge- 
meinsamen Vaterlandes nicht zu viel wäre, in sich bricht. — 
Drittens und hauptsächlich hat Deutschland bei einer Vereinigung 
zu einem grossen Ganzen neben den Abneigungen der einzelnen 
Bevölkerungen auch noch den leidenschaftlichsten Widerstand der 
Fürsten zu überwinden , welche in unseliger Verblendung an 
allen, am Ende doch nur scheinbaren, Selbstständigkeitsrechten 
festhalten, auf die Gefahr hin, sich selbst, aber freilich auch der 
Nation und der Gesittigung grauenhaften Untergang zu bereiten. — 
Endlich ist der Dualismus des Kaiserstaates, welcher alte Herr- 
schaft über Deutschland nicht aufgeben will, und des zu grosser 
Macht herangewachsenen Preussens, welches sich nicht wieder 
unter eine andere Regierungsgewalt beugen kann, ein um so 
unglücklicherer Zustand, als sich auch die Neigungen des übrigen 
Deutschlands zwischen den beiden leitenden Staaten theilen nach 
kirchlichem Bekenntniss, Stammeseigenthümlichkeiten und geo- 
graphischer Lage. Mit diesem Hindernisse der deutschen Einheits- 
gestaltung lässt sich das Vorwiegen des Kantons Bern nicht 
entfernt vergleichen. 

Da nun aber, trotz dieser übergrossen Hindernisse, die 
Gründung eines deutschen Bundesstaates nicht unterlassen werden 
kann, so bleibt kein anderer Rath, als dem stärkeren Wider- 
stände auch eine um so zwingendere Kraft und Weisheit 
entgegenzusetzen. Diese zu beschaffen ist allerdings nicht leicht, 
und es bedarf entsagenden Willens und bewusster Einsicht 
Allein möglich ist es. Und sowohl in der einen wie in der 
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andern Beziehung kann uns das Beispiel der Schweiz nur er- 
muntern und belehren. Es wäre nämlich einerseits ungerecht, 
zu läugnen, dass dieses Volk in seiner Bundesverfassung von 
1848 ein Beispiel staatsmännischer Einsicht in die gegebenen 
Verhältnisse und männlicher Selbstbeschränkung darbietet. Ob- 
gleich in den meisten Kantonen die radikale Parthei am Buder 
war, und Viele der Wortführer keineswegs ihr Ideal in dem 
neuen Bunde verkörpert sahen, so hat man sich doch mit dem 
zunächst Erreichbaren begnügt, der Zukunft und Erfahrung die 
Verbesserungen anheimstellend. Und ebenso haben auch die 
Anhänger der alten Vereinzelung und der Kantonshoheit begriffen, 
dass das materielle Bedürfniss und die geistige Entwicklung eine 
Aufgebung manches Lieblingsrechtes und mancher geschichtlichen 
Ueberlieferung erfordern, und haben durch Annahme der neuen 
Verfassung Mässigung und Beachtung der Thatsachen bewiesen. 
Anderer Seits aber sehen wir, was die Zusammenfassung der 
Kraft betrifft, dass die Schweiz erst alle ihre sonstigen Kämpfe 
beseitigte, und dann rasch und ungehindert der Gesammtver- 
fassung sich zuwandte. So lange Freiheitskämpfe und Einheits- 
bestrebungen neben und durcheinander liefen, misslangen tlie 
letzteren auch hier. Wäre denn nun das deutsche Volk zu einem 
ähnlichen Verhalten unfähig ? Sollten seine Erwählten nicht sehen, 
die Einen, dass Unerreichbares anzustreben geradezu verzichten 
heisst auf jeglichen Erfolg ; die Anderen, dass eine' Benützung 
der augenblicklichen Erschlaffung zur Verringerung auch des 
von Nothwendigkeit und Ehre Geforderten nur der Keim späterer 
furchtbarer Umwälzungen wäre? Sollte die Mehrzahl der Bürger 
nicht verständig genug seyn, zu begreifen, dass, wenn sie 
irgend etwas erreichen wollen > sie nicht fortfahren dürfen, zu 
gleicher Zeit Einheit und Freiheit zu erstreben, sondern dass 
bei uns (hier verschieden von der Schweiz) die letztere nur die 
Frucht der ersteren seyn kann? Ich meines Theiles kann die 
Hoffnung auf solche Verständigkeit noch nicht aufgeben, denn 
mit ihrem Schwinden müsste völlig am Vaterlande verzweifelt 
werden. 

Von geringerer Bedeutung für uns sind natürlich die ein- 
zelnen materiellen Bestimmungen der schweizerischen Bundes- 
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Verfassungen, sei es der früheren, sei es selbst der neuesten. 
Die Verhältnisse sind denn doch allzuverschieden, als dass die 
Nothwendigkeit oder Zulässigkeit einer Einrichtung in der Schweiz 
immer auch einen Beweis für die Tauglichkeit derselben für 
Deutschland abgäbe. Auch ist bereits zugegeben, dass manche 
Bestimmungen der itzt gültigen Verfassung nicht als richtig an sich, 
sondern nur als die unter obwaltenden Umständen erreichbaren zu 
erkennen sind. Und umgekehrt mag für Deutschland eine Einrichtung 
möglich und selbst nothwendig seyn, welche die kleinere, neu- 
trale Schweiz nicht bedarf, oder die sie, irgend bedeutender 
Staatslasten ganz ungewohnt , nicht ertragen würde. Dennoch ist 
immerhin ein genaues Studium dieser Schweizer Gesetze erspriess- 
lich, und wird theils Vorbild und Bestärkung in gleichmässigen 
Planen geben, theils zu Besserem antreiben wo bei uns etwa 
günstigere Verhältnisse sind. So mögen uns immer als nach- 
ahmungswerthe Beispiele dienen: die kecke Vernichtung aller 
Kantonsrechte und -Missbräuche bei Post, Münze, Gewicht; 
die Ordnung eines verständigen Uebersiedlungsrechtes; die aus- 
reichenden Bestimmungen über die Einmischung der benachbarten 
Kantone und des Bundes bei Unruhen im Innern eines Bundes- 
landes; die eigene Entscheidung der Bundesversammlung über 
ihre Zuständigkeit; das Verbot der Annahme von Orden und 
Geschenken fremder Mächte für die Bundesbeamten. Dagegen 
werden wir ohne Zweifel versuchen müssen, bei unserer Bundes- 
verfassung kräftigere und selbstständigere Bundeseinnahmen, ein 
stehendes Bundesgericht, ausgedehntere und fester bezeichnete 
Zuständigkeit desselben , ein allgemeines Pressgesetz zu erlangen; 
haben wir keinen Grund, die Fähigkeit unserer Reichstagsmit- 
glieder zur Führung des Vorsitzes auf Ein Jahr zu beschränken, 
und werden wir, im geraden Gegensatze mit der Schweiz, das 
ganze Heerwesen den einzelnen Gliederstaaten abzunehmen und 
es auf den Bund zu übertragen suchen müssen. 

Die zweite Eigenthümlichkeit des schweizerischen Staatsrechts, 
welche eine besondere Besprechung zu erfordern schien , ist die 
durch die neueste Bundesverfassung noch mehr als früher her- 
vorgehobene und eigentlich auf die Spitze gestellte Begünsti- 
gung der Verfassungs-Revisionen. Der Gegenstand 
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ist nicht blos für die Schweiz von grosser Bedeutung, indem die 
Dauer der Zustände und die ruhige Entwicklung des Staatslebens 
dadurch wesentlich mitbedingt ist; sondern die hier zur Sprache 
kommmenden Fragen sind überhaupt in allen Staaten wohl der 
Erwägung werth. Ich wüsste aber nicht, dass die Wissenschaft 
denselben schon die verdiente Aufmerksamkeit zugewendet hätte. 

Die Verfassung eines Staates für unveränderlich zu erklären 
ist (mit alleiniger Ausnahme einer Theokratie) eben so offen- 
bares Unrecht als lächerliche Anmassung. Wie können diejenigen 
Factoren des öffentlichen Willens, welche so eben den Staat 
nach ihren Ansichten eingerichtet haben, späteren Gleichberech- 
tigten dieselbe Befugniss absprechen ? Wie will eine Generation 
allen späteren ein Recht wegnehmen, das sie selbst für sich in 
Anspruch nimmt? Und welche Vermessenheit ist es, für alle 
Zeiten voraussehen zu wollen, welches die Lebensansichten, die 
Bedürfnisse eines Volkes seien, die itzige Staatsweisheit für die 
einzige mögliche zu erachten! 

Besonders tritt die Unzulässigkeit einer Unabänderlichkeit der 
Verfassung in Demokratieen scharf hervor, wo also bei dem 
Volke allein die Verfügung über die Staatsangelegenheiten ist. 
Es mag sich etwa in seiner Freiheit durch die Annahme nütz- 
licher Formen und Schranken selbst beschränken gegen Ueber- 
eilungen und UnZweckmässigkeiten; allein nimmermehr kann es 
zum Voraus die Bildung und Geltendmachung einer besseren 
Ueberzeugung selbst unmöglich machen, das Zustandekommen 
eines Staatswillens in gerade den wichtigsten Fragen für unerlaubt 
erklären. 

Auch ist, für alle Staatsformen, wohl zu bedenken, dass 
wenn ein gesetzlicher Weg zur Herbeiführung von Verfassungs- 
Aenderungen nicht besteht, im Falle eines unabweisbaren äusseren 
oder innern Bedürfnisses auf ungesetzlichem Wege vorgegangen 
werden wird und muss; also in Unordnung, Ungewissheit , mit 
Beeinträchtigung des Rechtsbewusstseyns , und vielleicht, da nun 
doch einmal mit Willkühr und ungesetzlich gehandelt wird, mit 
weiter Ueberschiessung des Zieles. Das Verbot einer Verbesserung 
drängt zur Umwälzung; ein vom Gesetze selbst geregeltes Ver- 
fahren dagegen verhütet Gewalt und sichert geordnete Zustände. 
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Auf der andern Seite ist aber ebenso unleugbar, dass muth- 
willige, unbesonnene, dem wahren Stande des Volkswillens und 
des allgemeinen Lebenszweckes der Mehrheit nicht entsprechende 
Veränderungen der Staatsgrundlage unrecht , und dass sie Ulbricht 
sind. Der Staat soll dem jeweiligen Lebenszwecke des Volkes 
entsprechen; also nicht unverändert stehen bleiben, wenn dieser 
sich geändert hat, aber auch sich nicht ändern, wenn dieser 
geblieben ist. Und dann darf nicht vergessen werden, dass die 
längere Dauer einer Verfassung schon an und für sich so bedeu- 
tende Vortheile hat, dass nur bei wirklicher Notwendigkeit eine 
Veränderung gerathen ist, und der mittelbare Schaden kleiner 
Verbesserungen den unmittelbaren Nutzen derselben weit tiber- 
wiegt. Nur bei längerer Dauer kann nämlich die Verfassung 
durch die Gesetzgebung entwickelt und wirklich in's Leben ein- 
geführt werden, während kahle Sätze der Verfassung ohne An- 
wendung mindestens nutzlos sind. Nur mit einer länger dauern- 
den Verfassung kann sich der Bürger und der Beamte so bekannt 
machen, dass er auch wirklich der dadurch gegebenen Rechte 
und Pflichten sich bewusst ist und alle Folgesätze zieht. Nur 
bei längerer Gewöhnung lebt man sich ein in einen Zustand, 
rückt sich in demselben bequem zurecht, weiss seine Vortheile 
zu benützen , die nirgends ganz fehlenden Ecken und Spitzen 
vermeiden. Eine neue Verfassung ist ein neues Gewand, wel- 
ches noch nicht sitzt und anschliesst; und es mag daher keines- 
wegs getadelt werden, wenn bei der Einführung eines neuen 
Grundgesetzes ein, nicht allzulanger, Zeitraum festgestellt wird, 
innerhalb dessen gar keine Veränderungen der Verfassung vor- 
genommen werden können. Sie soll sich erst wirklich im Leben 
erproben dürfen, und man muss das blos Ungewohnte vom 
Fehlerhaften unterscheiden lernen. Jeden Falles aber erscheint 
es ganz verkehrt, wenn Fristen zum Voraus bestimmt sind, in 
welchen eine Revision der Verfassung von Amtswegen zur Sprache 
gebracht werden muss. Eine solche Aufforderung wird gar manche 
unbegründete und somit nur schädliche AenderungsgelUste erst er- 
wecken. Warte man doch das sich selbst fühlbar machende Bedürfniss 
ab. Was würde man von der Weisheit Dessen sagen , der einen 
Ruhenden weckte mit der sorglichen Frage : ob er auch bequem ruhe ? 
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Die Aufgabe ist also, eine Bestimmung zu finden, welche 
dem unerkünstelten, wahren und überlegten Willen des Volkes 
eine entsprechende Aendcrung der Verfassung auf gesetzlich 
geordnetem Wege möglich macht, dagegen unberechtigte und 
muthwillige Versuche verhindert. 

Sehen wir uns in den positiven Gesetzgebungen um, so 
finden wir diese Aufgabe auf dreierlei Weise gelöst. Einmal, 
freilich selten, werden Veränderungen in der Verfassung ganz 
auf dem gewö hnlichen Wege der Gesetzgebung vorgenommen. 
In andern Fällen wird die Erkundung des Volkswillens hinsichtlich 
der Verfassungsänderungen durch eigene, bei der gewöhnlichen 
Gesetzgebung nicht zur Anwendung kommende, Einrichtungen 
erleichtert. In dritten Staaten sind Erschwerungen 
vorgeschrieben im Vergleiche mit den Bedingungen, unter welchen 
die gewöhnlichen Gesetze zu Stande kommen und geändert wer- 
den können. 

Irre ich mich nun nicht, so muss die Beibehaltung der 
Formen und Bedingungen der gewöhnlichen Gesetzgebung 
als nicht genügend verworfen werden. Es gewährt nämlich dieses 
Verfahren keine genügende Sicherheit zur Erforschung des wahren 
Volkswillens. Da ohnedem nicht, wo die Gesetzgebung ausschliess- 
lich in den Händen von Regierungsgewalten ist. Aber auch in 
denjenigen Staaten, in welchen das Volk durch Abgeordnete 
Antheil an der Gesetzgebung hat, ist keine Gewissheit, dass die 
vielleicht vor längerer Zeit und ohne Hinblick auf eine Umge- 
staltung von Grundgesetzen Gewählten der hierüber bestehenden 
Ansicht entsprechen. Auch ist kein Schutz gegen Ueberrump- 
lungen oder gegen Missbrauch eines augenblicklichen formellen 
Vorlheiles einer Minderzahl. Sogar in der reinen Demokratie 
wird eine besondere Vorkehrung gegen Uebereilungen Noth thun. 

Noch weniger natürlich ist es zu billigen, wenn Veränderungen 
in der Verfassung sogar erleichtert, und dieselben durch 
Einwirkungen ermöglicht sind, denen man keinen Einfluss auf 
die Ordnung der gewöhnlichen Geschäfte und Gesetze einräumt. 
Diess aber ist der Fall, sowohl wenn Personen, welche kein 
Recht zur Initiative im gewöhnlichen Laufe der Dinge haben, eine 
solche auf Verfassungs-Durchsichten ausüben dürfen; als wenn 
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ein Zwiespalt der Meinungen, welcher bei der regelmässigen 
Gesetzgebung zu einem Unterlassen führen würde, hier bei dem 
Wichtigeren zu einem beschleunigten Handein führt 

Was aber endlich die Erschwerungen betrifft, so sind 
zwar alle solche zu tadeln, welche nur mechanische Hindernisse 
in den Weg legen, Zeitverlust verursachen, ohne die Möglichkeit 
einer sichereren Erkundung des wahren Volkswillens zu gewäh- 
ren, kurz die blos weitere Formen beifugen ohne neuen Aus- 
schluss über den Stand der Dinge zu geben. Dagegen aber 
müssen solche Vorschriften gebilligt werden, welche Sicherheit 
geben, dass der Wunsch einer Verfassungs-Aenderung in der 
That von einer grossen Mehrheit der zur Entscheidung Berech- 
tigten gehegt wird; oder welche dazu dienen, Uebereilungen 
und Täuschungen zu verhüten , und somit feststellen , dass über- 
legter und nachhaltiger Wille vorhanden ■ ist; endlich solche, 
welche allen Betheiligten Gelegenheit geben ihre Ansicht recht- 
zeitig auszusprechen und damit auf die Entscheidung nach Ver- 
dienst einzuwürken. 

In der Schweiz nun ist die Gestalt der Dinge folgende: 

Der Gedanke einer stehenden gesetzlichen Einrichtung zur 
Vornahme etwa beliebiger Verfassungs - Aenderungen war der 
alten Eidgenossenschaft ein völlig fremder, sowohl was die 
ewigen Bünde, als was die einzelnen Kantone betraf. Aenderungen 
waren die nothgedrungenen Abschlüsse unbesiegbar gewesener 
Bewegungen, allein keine gesetzlich vorausgesehene, ordnungs- 
mässige Geschäfte. Den Anfang mit Bestimmungen über Ver- 
fassungs - Revisionen machte (jn Nachahmung der französischen 
Verfassungen , welche ihrer Seits die Verfassung von Nordamerika 
zum Vorgange gehabt hatten) die Verfassung der Helvetik von 1798. 
Und wenn auch, wie begreiflich, die Mediationsacte keine An- 
leitung und Erlaubniss gab zu ihrer eigenen Abänderung oder 
zur Umgestaltung der von ihr festgesetzten Kantonalverfassungen; 
auch der Bund von 1815 ganz darüber schwieg: so verlor sich 
doch die Einrichtung nicht wieder aus der Schweiz. 

Die im Jahre 1814 gegebenen oder wiederhergestellten Ver- 
fassungen der Kantone enthalten zwar in der Regel keinerlei 
Bestimmungen über ihre Veränderung; nicht blos die kleinen 
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Kantone, sondern auch Zürich, Bern, Waadt, Aarau, Genf, 
Tessin u. s. w. schweigen davon: allein in einzelnen Urkunden 
aus dieser Zeit wurden doch Vorschriften über Verfassungs- Ver- 
änderungen gegeben. So z. B. für Freiburg, für Graubünden. 
Alle übrigens in der Richtung einer Erschwerung gegenüber von 
der gewöhnlichen Gesetzgebung. 

Je näher der itzigen Zeit, desto häufiger werden solche 
Bestimmungen. Schon die beiden vor der französischen Um- 
wälzung neu geordneten Grundgesetze von Appenzell Innerrhoden 
und von Tessin behalten Aenderungen vor. Von dem genannten 
Wendepuncte an ist aber kaum Eine Verfassung in der Schweiz 
zu Stande gekommen, ohne dass ausdrückliche, zum Theile aus- 
fuhrliche Vorschriften über Verfassungs-Revision gegeben wären. 
Die Bestimmungen weichen freilich weit von einander ab. In 
einer ziemlichen Anzahl von Kantonen ward eine Reihe von 
Jahren festgestellt, inner welcher die neue Verfassung gar nicht 
geändert werden dürfe, so 10 Jahre in Wallis, 6 in Bern, Zürich 
und Thurgau, 3 in Freiburg; in anderen sind Revisionen zu jeder 
Zeit gestattet. In der Regel wird ein solches Beginnen ausge- 
setzt auf das Eintreten eines Bedürfnisses und eines darauf ge- 
stellten Antrages; aber in manchen Kantonen muss die Frage, 
ob nicht geändert werden wolle, zu bestimmt wiederkehrender 
Frist vorgelegt werden, so in Basel-Landschaft alle 12, in Aar- 
gau und Basel-Stadt alle 10 Jahre. Glarus hat gar nur auf je 
4 Jahre die Verfassung für gültig erklärt. In einem Theile der 
Kantone kann der Anstoss nur von den Grossen Räthen aus- 
gehen, so in Bern, Zürich, Waadt, Wallis; in anderen dagegen 
ist auch dem Volke unmittelbar eine Initiative eingeräumt, und 
zwar gewöhnlich schon einer Minderheit, so z. B. in Thurgau, 
wenn ein Viertheil der Kreise es verlangt; in Aarau, wenn die 
Mehrheit der Stimmenden in den Kreisen dafür ist. Zuweilen 
wird eine mehrmalige Berathung und Beschlussnahme in den 
Grossen Räthen verlangt, z. B. in Freiburg eine dreifache mit 
je dreijähriger Zwischenzeit, in Bern eine doppelte mit einjäh- 
riger, in Zürich mit 6monatlicher Frist, in Aarau und Waadt 
wenigstens zweimaliger Beschluss; anderwärts genügt Eine Be- 
rathung. Ueberall ist dem Volke selbst die schliessliche Annahme 
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oder Verwerfung der von den Grossräthen oder von den eigens 
einberufenen Versammlungen beschlossenen Aenderungen vorbe- 
halten; nur freilich mit dem grossen Unterschiede, dass in Wallis 
eine Annahme nur dann stattfindet, wenn die Mehrheit aller 
Stimmberechtigten dafür ist; sonst überall dagegen schon, 
wenn die Mehrheit der thatsächlich Abstimmenden zustimmt, 
so also, dass die gar nicht Stimmenden als bejahend angenom- 
men werden. 

Diesen Bestimmungen der Kantonal -Verfassungen ist denn 
nun aber itzt endlich noch eine Weihe und grössere Festigkeit, 
zum Theile selbst eine wesentliche Ausdehnung gegeben durch 
die neue Bundesverfassung. Einer Seits schreibt nämlich diese, 
in Art 6, vor, jeder Kanton habe den Nachweis zu liefern,, dass 
seine Verfassung revidirt werden könne, wenn die absolute Mehr- 
heit der stimmberechtigten Bürger es verlange. Anderer Seits 
enthält sie Vorschriften über ihre eigene Revision (Art. 104—107). 
Diesen gemäss kann eine Revision der Bundesverfassung zu 
jeder Zeit vorgenommen werden im gewöhnlichen Wege der 
Bundesgesetzgebung; und sie muss staltfinden, wenn, im Falle 
einer Meinungsverschiedenheit unter den beiden Abtheilungen 
der Bundesversammlung oder auf den Antrag von fünfzigtauseud 
Bürgern, die Mehrheit der Schweizer Bürger sich für die Vor- 
nahme erklärt. In beiden letzten Fällen sind die Räthe aufzu- 
lösen und neu zu wählen. Unter allen Umständen aber steht die 
endliche Beschlussnahme bei dem Volke, indem die Vorschläge 
der Bundesversammlung erst dann Gesetz werden, wenn die 
Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger und die Mehrheit der 
Kantone sich dafür erklärt. 

Es ist unmöglich, vor den grossen und manchfachen Nach- 
theilen dieser Bestimmungen die Augen zu verschliessen. 

Was zuerst die einzelnen Kantone betrifft, so zeigt 
schon die kurze obige Darstellung, dass zwar durchgehend die 
Absicht ist, bei Verfassungs- Aenderungen den wahren Willen 
des Volkes zu erforschen mittelst einer eigenen Abstimmung. 
Auch haben wenigstens einige derselben durch die Anordnung 
von Zwischenfristen und Festsetzung einer anfänglichen Unan- 
tastbarkeit sich gegen Uebereilungen und Partheiumtriebe zu 
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schätzen gesucht Allein eine genauere Beachtung zeigt, wie 
ungenügend diess ist. — Vor Allem wird durch die, fast in 
allen Kantonen gültige Bestimmung, dass eine in Antrag gebrachte 
Aenderung als vom Volke genehmigt gilt, wenn die Mehrzahl 
der Stimmenden, nicht aber die Mehrzahl der Stimmbe- 
rechtigten sich Tür sie ausgesprochen hat, der Zweck der 
Befolgung des wahren Volkswillens wesentlich beeinträchtigt. 
Schon an sich und ganz abgesehen von allem practischen Er- 
gebnisse ist es unrichtig, bei der Frage, ob eine neue Verfassung 
in's Leben treten soll, die Stillschweigenden den Bejahenden zu- 
zuzählen, da sie sich doch offenbar nicht dafür ausgesprochen 
haben. Dann aber ist es in der Würklichkeit , und auch nach 
den eigenen wiederholten Erfahrungen der Schweiz, auf diese 
Weise gär wohl möglich, dass eine kleine Minderzahl des Volkes 
eine Aenderung beschliesst, weil die Zahl der Gleichgültigen, 
Eingeschüchterten, Kranken, Abwesenden immer sehr gross ist 
Damit aber ist für Recht, Zufriedenheit und Dauer der neuen 
Gesetze schlecht gesorgt — Diese falsche Einrichtung ist aber 
um so nachtheiliger, als mit geringer Staatsweisheit die Kantone 
mehr und mehr die Vorkehrungen beseitigen, welche die be- 
stehende Verfassung gegen übereilte Aenderungen sichern konn- 
ten, so z. B. die mehrmalige Berathung im grossen Rathe, 
grössere Stimmenzahl ,als absolute Mehrheit und dergl. Die Un- 
geduld der Partheien will keine Verzögerung ihres Sieges mehr 
dulden, ohne auch nur zu bedenken, dass sie sich selbst einer 
ebenso leichten Wiederbesiegung aussetzen. — Das schlimmste 
aber ist, dass die oben angeführte Bestimmung der neuen Bun- 
desverfassung selbst in denjenigen Kantonen, welche noch an 
besonnener Stätigkeit festhalten, eine Beiseitwerfung aller und 
jeder Erschwerungsmittel möglich macht Jede Schweizer Ver- 
fassung muss itzt alsbald einer Revision unterzogen werden, 
sobald die Mehrheit der Stimmberechtigten es verlangt Ist da- 
durch auch nicht gerade einer Minderheit das Heft in die Hand 
gegeben (obgleich die Bundesverfassung auch solchen Bestim- 
mungen in einzelnen Kantonen nicht entgegentritt}, so ist wenig- 
stens Alles einer augenblicklichen Aufregung biosgestellt und 
Aenderung um Aenderung möglich gemacht 
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Und diesen übeldrohenden Bestimmungen wird noch die 
Krone aufgesetzt durch die neuen Bestimmungen über die Re- 
vision der Bundesverfassung selbst. Es ist zwar hier fest- 
gestellt, dass die Grundlagen des Bundes nicht auf dem einfachen 
Wege der Gesetzgebung geändert werden können, sondern dass 
immer auch noch der Wille des Volkes durch eine Abstimmung 
eingeholt werden muss. Allein diese ganz verständige und in 
einer Demokratie folgerichtige Erschwerung ist durch anderwei- 
tige Erleichterungen einer Veränderung mindestens neutralisirt. 
Es ist nämlich der bedenkliche Grundsatz anerkannt, dass die 
Frage, ob eine Verfassungs-Revision stattfinden soll, von einer 
kleinen Minderzahl des Volkes (etwa von einem Zehntheile des- 
selben) auch gegen den Willen der regelmässigen Volksver- 
tretung in Bewegung und zur Abstimmung gebracht werden 
muss, dadurch aber eine unerschöpfliche Quelle von Wühlerei 
eröffnet und, sicherlich folgewidrig genug, den einzelnen Bürgern 
ein unmittelbarer Einfluss auf die Grundgesetze gegeben, den sie 
nicht einmal bei der gewöhnlichen Gesetzgebung haben. Sodann 
erscheint es mindestens als vorschnell, alsbald von der Bundes- 
versammlung an das Volk zu gehen, wenn eine Meinungsver- 
schiedenheit über eine Verfassungs - Aenderung zwischen den 
beiden Räthen obwaltet. Es vermag auf diese Weise eine, viel- 
leicht kleine oder zufällige und vorübergehende, Mehrheit eines 
der beiden Räthe nach Belieben die Würksamkeit und selbst den 
Bestand der Bundesversammlung in Frage zu stellen. Ob aber 
ein solches Beiseitwerfen der gesetzlichen Organe zur Stätigkeit 
und staatsmännischen Leitung der Angelegenheiten, und ob die 
Möglichkeit einer Misshandlung der Mehrheit der ganzen Bundes- 
versammlung durch eine Minderzahl die Eintracht unter den 
Räthen zu befördern geeignet ist, darf billig bezweifelt werden. 
Endlich werden auch hier nur die würklich abgegebenen Stim- 
men der Schweizer Bürger gezählt und somit die Schweigenden 
als für die Abänderung geneigt angenommen. 

Ist es bei solcher Bewandtniss muthloses Schwarzsehen oder 
ungebürliche Neigung zum Bestehenden blos als solchem, wenn 
man in diesen Bestimmungen des Schweizer Staatsrechtes über 
die Vornahme von Verfassungsänderungen eine Quelle von Un- 
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Sicherheit und von Leiden für das Land selbst, von Unbehag- 
lichkeit für die Nachbarn erblickt? Kann es verdacht werden, 
wenn man mit Bedauern die Maassregeln fallen sieht, durch 
welche gereiftere Staatsweisheit das Schicksal von Staaten und 
Völkern gegen Launen und Leidenschaften jedes Augenblickes 
zu sichern suchte, nicht etwa um auf die Dauer Einrichtungen 
aufzuzwängen, welche den Lebensansichten und Bedürfnissen des 
Volkes nicht länger entsprächen, sondern nur um den wahren, 
überlegten und nachhaltigen Willen der würklichen Mehrheit zu 
erkunden und zur Geltung zu bringen? Nimmer wird die Men- 
schennatur ungestraft verkannt; und jeder Staat muss es früher 
oder später bussen, wenn Mangel an Menschenkunde, Unkennt- 
niss der Erfahrung und kurzsichtiger Selbstsucht so viel Gewalt 
bekommen, um Einrichtungen zu vernichten, welche den guten 
Eigenschaften des Volkes Zeit lassen sich zu entwickeln und zu 
stärken, dagegen die schlimmen und staatsfeindlichen im Zügel 
halten. Es gehört nicht eben grosse Gabe der Voraussehung 
dazu, um den Ausspruch mit Sicherheit zu thun, dass die Schweiz 
in ihrer Bundesverfassung und in den Gesetzen der einzelnen 
Kantone nach manchfachen verunglückten Versuchen und nach 
Verlusten an Glück und Macht zu Einrichtungen zurückkehren wird, 
durch welche Verfassungs-Umänderungen erschwert werden. 



